
 

 

Tarifvertrag 
Medizinische Universität Lausitz – Carl Thiem 

- TV-MUL - 

 

vom 13. November 2008 

 

in der Fassung des Änderungstarifvertrags Nr. 9 vom 10. Juli 2025 

(TV-MUL idF 9. ÄndTV) 

 

 

 

Zwischen der 

 

Medizinische Universität Lausitz – Carl Thiem 
(weiterhin „der Arbeitgeber“) 

 

 

und der 

 

Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 

Vertreten durch die Landesbezirksleitung Berlin-Brandenburg 

(weiterhin „ver.di) 

 

 

wird folgender  Tarifvertrag  vereinbart: 
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§ 1  Geltungsbereich 

 (1) Die nachfolgenden Regelungen gelten für die Beschäftigten des Arbeitgebers, die nicht 
unter Absatz 2 fallen. 

 (2) Diese Regelungen gelten nicht für 

a) Beschäftigte als leitende Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3 BetrVG, wenn ihre 
Arbeitsbedingungen einzelvertraglich besonders vereinbart sind, sowie Ärztinnen 
und Ärzte mit entsprechender Tätigkeit, 

b) Beschäftigte, die ein über das Tabellenentgelt der höchsten Entgeltgruppe hinaus-
gehendes regelmäßiges Entgelt erhalten, 

c) Auszubildende sowie Volontäre und Praktikanten, 

d) Beschäftigte, für die Eingliederungszuschüsse nach den §§ 217 ff. SGB III gewährt 
werden, 

e) Beschäftigte, die Arbeiten nach den §§ 260 ff. SGB III verrichten, 

f) Leiharbeitnehmerinnen/Leiharbeitnehmer von Personal-Service-Agenturen, sofern 
deren Rechtsverhältnisse durch Tarifvertrag geregelt sind, 

g) geringfügig Beschäftigte im Sinne von § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV, 

h) haupt- oder nebenberufliche Hochschullehrende und studentische Beschäftigte. 

Protokollerklärungen zu § 1 Absatz 2 Buchst. a: 

Ärztinnen und Ärzte nach diesen Regelungen sind Beschäftigte mit ärztlicher Approbation und Be-
schäftigung in dieser Tätigkeit, auch Zahnärztinnen und Zahnärzte. 

 
§ 2  Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit 

 (1) Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen. 

 (2) 1Mehrere Arbeitsverhältnisse zum Arbeitgeber dürfen nur begründet werden, wenn die 
jeweils übertragenen Tätigkeiten nicht in einem unmittelbaren Sachzusammenhang stehen. 
2Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsverhältnis. 

 (3) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie können 
gesondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 

 
§ 3  Allgemeine Arbeitsbedingungen 

 (1) Die Beschäftigten haben über Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche 
Vorschriften vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; 
dies gilt auch über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus. 

 (2) 1Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sons-
tige Vergünstigungen in Bezug auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. 2Ausnahmen sind nur mit 
Zustimmung des Arbeitgebers möglich. 3Werden den Beschäftigten derartige Vergünstigun-
gen angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen. 

 (3) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäftigten dem Arbeitgeber rechtzeitig vor-
her schriftlich anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Auf-
lagen versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten der 
Beschäftigten oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen. 

 (4) 1Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, die/den Beschäftigte/n zu 
verpflichten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie/er zur Leistung der ar-
beitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit in der Lage ist. 2Bei der beauftragten Ärztin/dem be-
auftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsärztin/einen Betriebsarzt handeln, soweit sich 



TV-MUL vom 13. November 2008 idF. des 9. ÄndTV/TV-MUL vom 10. Juli 2025 
 
 

- 3 - 

die Betriebsparteien nicht auf eine andere Ärztin/einen anderen Arzt geeinigt haben. 3Die Kos-
ten dieser Untersuchung trägt der Arbeitgeber. 

 (5) 1Die Beschäftigten haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. 2Sie 
können das Recht auf Einsicht auch durch eine/n hierzu schriftlich Bevollmächtigte/n ausüben 
lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. 

 
§ 4  Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung 

 (1) 1Beschäftigte können aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen versetzt (§ 33 Abs. 1 
Nr. 11) oder abgeordnet (§ 33 Abs. 1 Nr. 1) werden. 2Sollen Beschäftigte an einen Betrieb/Be-
triebsteil außerhalb des bisherigen Arbeitsortes versetzt oder voraussichtlich länger als drei 
Monate abgeordnet werden, so sind sie vorher zu hören. 

 (2) 1Beschäftigten kann im dienstlichen/ betrieblichen oder öffentlichen Interesse mit ihrer Zu-
stimmung vorübergehend eine mindestens gleich vergütete Tätigkeit bei einem Dritten zuge-
wiesen werden (§ 33 Abs. 1 Nr. 13). 2Die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund verwei-
gert werden. 3Die Rechtsstellung der Beschäftigten bleibt unberührt. 4Bezüge aus der Verwen-
dung nach Satz 1 werden auf das Entgelt angerechnet. 

 (3) 1Werden Aufgaben der Beschäftigten zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des 
Arbeitgebers bei weiter bestehendem Arbeitsverhältnis die arbeitsvertraglich geschuldete Ar-
beitsleistung bei dem Dritten zu erbringen (Personalgestellung - § 33 Abs. 1 Nr. 6). 2§ 613a 
BGB sowie gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt. 

 
§ 5  Qualifizierung 

 (1) 1Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges Lernen liegen im gemeinsamen Inte-
resse von Beschäftigten und Arbeitgeber. 2Qualifizierung dient der Steigerung von Effektivität 
und Effizienz des Unternehmens, der Nachwuchsförderung und der Steigerung von beschäf-
tigungsbezogenen Kompetenzen. 3Die Tarifvertragsparteien verstehen Qualifizierung auch als 
Teil der Personalentwicklung. 

 (2) 1Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung nach diesem Tarifvertrag ein Angebot dar, 
aus dem für die Beschäftigten kein individueller Anspruch außer nach Absatz 4 abgeleitet, 
aber das durch freiwillige Betriebsvereinbarung wahrgenommen und näher ausgestaltet wer-
den kann. 2Weitergehende Mitbestimmungsrechte werden dadurch nicht berührt. 

 (3) Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme (§ 33 Abs. 1 Nr. 7) wird dokumentiert 
und den Beschäftigten schriftlich bestätigt. 

 (4) 1Beschäftigte haben - auch in den Fällen des § 33 Abs. 1 Nr. 7 Buchst. d - Anspruch auf 
ein regelmäßiges Gespräch mit der jeweiligen Führungskraft, in dem festgestellt wird, ob und 
welcher Qualifizierungsbedarf besteht. 2Dieses Gespräch kann auch als Gruppengespräch 
geführt werden. 3Wird nichts anderes geregelt, ist das Gespräch jährlich zu führen. 

 (5) 1Die Kosten einer vom Arbeitgeber veranlassten Qualifizierungsmaßnahme – einschließ-
lich Reisekosten - werden, soweit sie nicht von Dritten übernommen werden, grundsätzlich 
vom Arbeitgeber getragen. 2Ein möglicher Eigenbeitrag wird durch eine Qualifizierungsverein-
barung geregelt. 3Die Betriebsparteien sind gehalten, die Grundsätze einer fairen Kostenver-
teilung unter Berücksichtigung des betrieblichen und individuellen Nutzens zu regeln. 4Ein Ei-
genbeitrag der Beschäftigten kann in Geld und/oder Zeit erfolgen. 

 (6) Zeiten von vereinbarten Qualifizierungsmaßnahmen gelten als Arbeitszeit. 

 (7) Gesetzliche Förderungsmöglichkeiten können in die Qualifizierungsplanung einbezogen 
werden. 

 (8) Für Beschäftigte mit individuellen Arbeitszeiten sollen Qualifizierungsmaßnahmen so an-
geboten werden, dass ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme ermöglicht wird. 
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§ 6  Regelmäßige Arbeitszeit 

 (1) 1Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich der Pausen bis zum 31. Dezember 
2025 durchschnittlich 39 Stunden und ab dem 1. Januar 2026 durchschnittlich 38,5 Stunden 
wöchentlich. 2Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich der Pausen ab dem 01. April 
2024 durchschnittlich 39 Stunden wöchentlich. 3Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf fünf 
Tage, aus notwendigen betrieblichen/dienstlichen Gründen auch auf sechs Tage verteilt wer-
den. 4Pro Dienst werden insgesamt sechs Minuten für Umkleide- und Wegezeiten (Rüstzeiten) 
voll als Arbeitszeit bezahlt. 5Notwendige Umkleidezeiten während der Arbeitszeit (z.B. Anle-
gen von OP- oder Schutzkleidung) sind durch Satz 3 nicht berührt. 

Protokollerklärung zu § 6 Abs. 1 Satz 4: 

Der Arbeitgeber strebt die zügige Schaffung arbeitsplatznaher Umkleideräume und Zeiterfassungs-
terminals an. 

 (2) 1Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein 
Zeitraum von bis zu einem Jahr zugrunde zu legen.  2Abweichend von Satz 1 kann bei Be-
schäftigten, die ständig Wechselschicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben ein längerer Zeit-
raum zugrunde gelegt werden. 

 (3) 1Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse zulassen, wird die/der Beschäftigte 
am 24. Dezember und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Entgelts nach § 19 von der 
Arbeit freigestellt. 2Kann die Freistellung nach Satz 1 aus betrieblichen/dienstlichen Gründen 
nicht erfolgen, ist entsprechender Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten zu gewähren. 
3Die regelmäßige Arbeitszeit vermindert sich für den 24. Dezember und 31. Dezember, sofern 
sie auf einen Werktag fallen, um die dienstplanmäßig ausgefallenen Stunden. 

Protokollerklärung zu Absatz 3 Satz 3: 

Die Verminderung der regelmäßigen Arbeitszeit betrifft die Beschäftigten, die wegen des Dienst-
plans frei haben und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten müssten. 

 (4) Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Gründen kann auf der Grundlage einer Be-
triebsvereinbarung im Rahmen des § 7 Abs. 1, 2 und des § 12 ArbZG von den Vorschriften 
des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden. 

Protokollerklärung zu Absatz 4: 

An Samstagen, Sonn- und Feiertagen kann die tägliche Arbeitszeit auf bis zu zwölf Stunden verlän-
gert werden, wenn dadurch zusätzliche freie Schichten an Wochenenden und an Feiertagen erreicht 
werden. 

 (5) Die Beschäftigten sind im Rahmen begründeter betrieblicher Notwendigkeiten zur Leis-
tung von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie - bei Teilzeitbe-
schäftigung aufgrund arbeitsvertraglicher Regelung oder mit ihrer Zustimmung - zu Bereit-
schaftsdienst, Rufbereitschaft, Überstunden und Mehrarbeit verpflichtet. 

 

 (6) 1Die Arbeitszeit an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fällt, wird durch 
eine entsprechende Freistellung an einem anderen Werktag bis zum Ende des dritten Kalen-
dermonats – möglichst aber schon bis zum Ende des nächsten Kalendermonats – ausgegli-
chen, wenn es die betrieblichen Verhältnisse zulassen. 2Kann ein Freizeitausgleich nicht ge-
währt werden, erhält die/der Beschäftigte je Stunde 100 Prozent des auf eine Stunde entfal-
lenden Anteils des monatlichen Entgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe nach Maß-
gabe der Entgelttabelle. 3Ist ein Arbeitszeitkonto eingerichtet, ist eine Buchung gemäß § 10 
Abs. 3 zulässig. 4§ 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. c bleibt unberührt. 

 (7) 1Für Beschäftigte, die regelmäßig nach einem Dienstplan eingesetzt werden, der Wech-
selschicht- oder Schichtdienst an sieben Tagen in der Woche vorsieht, vermindert sich die 
regelmäßige Wochenarbeitszeit um ein Fünftel der arbeitsvertraglich vereinbarten 
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durchschnittlichen Wochenarbeitszeit, wenn sie an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen 
Werktag fällt, 

a) Arbeitsleistung zu erbringen haben oder 

b) nicht wegen des Feiertags, sondern dienstplanmäßig nicht zur Arbeit eingeteilt sind und 
deswegen an anderen Tagen der Woche ihre regelmäßige Arbeitszeit erbringen müs-
sen.  

2Absatz 6 gilt in diesen Fällen nicht. 3§ 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. c bleibt unberührt. 

 (8) 1Beschäftigte, die regelmäßig an Sonn- und Feiertagen arbeiten müssen, erhalten inner-
halb von zwei Wochen zwei arbeitsfreie Tage. 2Hiervon soll ein freier Tag auf einen Sonntag 
fallen. 

 (9) 1In Bereichen, in denen nicht in Schichten oder Wechselschichten gearbeitet wird, gilt ein 
wöchentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 Stunden. 2Die innerhalb des Korridors geleis-
teten Stunden werden im Rahmen des Zeitraumes nach Absatz 2 ausgeglichen. 3Ausnahmen 
von dem Arbeitszeitkorridor werden in einer Betriebsvereinbarung geregelt. 4In der Betriebs-
vereinbarung kann eine tägliche Rahmenzeit von mit einer Zeitspanne von bis zu zwölf Stun-
den eingeführt werden. 5Die innerhalb der täglichen Rahmenzeit geleisteten zusätzlichen Ar-
beitsstunden werden spätestens im Rahmen des Zeitraumes nach Absatz 2 ausgeglichen. 

(10) 1Die Zeit der Teilnahme an angeordneten Weiterbildungsmaßnahmen gilt als Arbeitszeit. 
2Angeordnete Weiterbildungsmaßnahmen im Sinne von Satz 1 sind Maßnahmen außerhalb 
von § 33 Abs. 1 Nr. 7, für die der Arbeitgeber die Teilnahme verbindlich festgelegt hat. 

Protokollerklärung zu § 6: 

1Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte möglich. 2Sie 
dürfen keine Regelungen nach Absatz 4 enthalten. 

 
§ 7  Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft 

 (1) Der Arbeitgeber darf Bereitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist, dass zwar 
Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß aber die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt. 

 (2) 1Abweichend von den §§ 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann im Rahmen des § 7 ArbZG die 
tägliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes über acht Stunden hinaus verlängert 
werden, wenn mindestens die acht Stunden überschreitende Zeit im Rahmen von Bereit-
schaftsdienst geleistet wird, und zwar wie folgt: 

a) bei Bereitschaftsdiensten der Stufe I bis zu insgesamt maximal 16 Stunden täglich; die 
gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen Zeitraum nicht, 

b) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen II und III bis zu insgesamt maximal 13 Stunden 
täglich; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen Zeitraum nicht. 

 (3) 1Im Rahmen des § 7 ArbZG kann unter den Voraussetzungen  

a) einer Prüfung alternativer Arbeitszeitmodelle, 

b) einer Belastungsanalyse gemäß § 5 ArbSchG und 

c) ggf. daraus resultierender Maßnahmen zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes  

von den Regelungen des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden. 2Abweichend von den 
§§ 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann die tägliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes 
über acht Stunden hinaus verlängert werden, wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheb-
lichem Umfang Bereitschaftsdienst fällt. 3Hierbei darf die tägliche Arbeitszeit ausschließlich 
der Pausen maximal 24 Stunden betragen. 

 (4) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 kann die tägliche Arbeitszeit gemäß 
§ 7 Abs. 2a ArbZG ohne Ausgleich verlängert werden, wobei  

 a) bei Bereitschaftsdiensten der Stufe I eine wöchentliche Arbeitszeit von bis zu 
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höchstens durchschnittlich 58 Stunden 

 b) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen II und III eine wöchentliche Arbeitszeit von bis 
zu höchstens durchschnittlich 54 Stunden 

zulässig ist. 

 (5) Für den Ausgleichszeitraum nach den Absätzen 2 bis 4 gilt § 6 Abs. 2. 

 (6) 1In den Fällen, in denen Beschäftigte Teilzeitarbeit vereinbart haben, verringern sich die 
Höchstgrenzen der wöchentlichen Arbeitszeit nach den Absätzen 2 bis 4 in demselben Ver-
hältnis wie die Arbeitszeit dieser Beschäftigten zu der regelmäßigen Arbeitszeit der Vollbe-
schäftigten. 2Mit Zustimmung der/des Beschäftigten oder aufgrund von dringenden dienstli-
chen oder betrieblichen Belangen kann hiervon abgewichen werden. 

 (7) 1Der Arbeitgeber darf Rufbereitschaft nur anordnen, wenn erfahrungsgemäß lediglich in 
Ausnahmefällen Arbeit anfällt. 2Durch tatsächliche Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereit-
schaft kann die tägliche Höchstarbeitszeit von zehn Stunden (§ 3 ArbZG) überschritten werden 
(§ 7 ArbZG). 

 (8) § 6 Abs. 4 bleibt im Übrigen unberührt. 

 
§ 8  Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 

 (1) 1Die/Der Beschäftigte erhält neben dem Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung Zeit-
zuschläge. 2Die Zeitzuschläge betragen – auch bei Teilzeitbeschäftigten – je Stunde 

a) für Überstunden 

in den Entgeltgruppen 1 bis 9    30 Prozent, 

in den Entgeltgruppen 10 bis 15    15 Prozent, 

b) für Sonntagsarbeit       25 Prozent, 

c) bei Feiertagsarbeit    

 - ohne Freizeitausgleich   135 Prozent, 

 - mit Freizeitausgleich       35 Prozent, 

d) für Arbeit am 24. Dezember und 

am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr    35 Prozent, 

e) für Nachtarbeit       20 Prozent, 

f)  für Arbeit an Samstagen  

 von 13 bis 21 Uhr      20 Prozent 

des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Ent-
geltgruppe. 

3Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlägen nach Satz 2 Buchst. b bis d und f wird nur der 
höchste Zeitzuschlag gezahlt. 4Auf Wunsch der/des Beschäftigten können, soweit ein Arbeits-
zeitkonto (§ 10) eingerichtet ist und die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse es zulassen, 
die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschläge entsprechend dem jeweiligen Prozentsatz einer 
Stunde in Zeit umgewandelt und ausgeglichen werden. 5Dies gilt entsprechend für Überstun-
den als solche. 

Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 1: 

Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung nach der jeweiligen Ent-
geltgruppe und der individuellen Stufe, höchstens jedoch nach der Stufe 4. 
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Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 2 Buchst. c: 

1Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders ausgewiesen und bezeichnet werden. 2Falls 
kein Freizeitausgleich gewährt wird, werden als Entgelt einschließlich des Zeitzuschlags und des auf 
den Feiertag entfallenden Tabellenentgelts höchstens 235 Prozent gezahlt. 

Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 2 Buchst. e: 

Beschäftigte, gemäß § 33 Abs. 2 Satz 2, die bei Inkrafttreten dieses Tarifvertrages bereits beim Ar-
beitgeber beschäftigt waren, erhalten während der Laufzeit dieses Tarifvertrages einen Besitzstand 
in Höhe der Differenz zwischen dem Zuschlag für Nachtarbeit gemäß Buchst. e und dem Zuschlag, 
den sie vor Inkrafttreten dieses Tarifvertrages erhalten haben. 

 (2) Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden sind und die aus betrieblichen/dienstlichen 
Gründen nicht innerhalb des nach § 6 Abs. 2 festgelegten Zeitraums mit Freizeit ausgeglichen 
werden, erhält die/der Beschäftigte je Stunde 100 Prozent des auf eine Stunde entfallenden 
Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe. 

Protokollerklärung zu Absatz 2: 

Mit dem Begriff „Arbeitsstunden“ sind nicht die Stunden gemeint, die im Rahmen von Gleitzeitrege-
lungen im Sinne der Protokollerklärung zu § 6 anfallen, es sei denn, sie sind angeordnet worden.  

 (3) 1Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche Pauschale je Entgeltgruppe bezahlt. 2Sie be-
trägt für die Tage Montag bis Freitag das Zweifache, für Samstag, Sonntag sowie für Feiertage 
das Vierfache des tariflichen Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle. 3Maßgebend 
für die Bemessung der Pauschale nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft beginnt. 
4Für die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft außerhalb des Aufenthaltsortes im Sinne 
des § 33 Abs. 1 Nr. 8 Satz 1 wird jede angefangene Stunde einschließlich der hierfür erforder-
lichen Wegezeiten jeweils auf die volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden 
sowie etwaiger Zeitzuschläge nach Absatz 1 bezahlt. 5Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend, so-
weit die Buchung auf das Arbeitszeitkonto nach § 10 Abs. 3 Satz 2 zulässig ist. 6Satz 1 gilt 
nicht im Falle einer stundenweisen Rufbereitschaft. 7Eine Rufbereitschaft im Sinne von Satz 6 
liegt bei einer ununterbrochenen Rufbereitschaft von weniger als zwölf Stunden vor. 8In die-
sem Fall wird abweichend von den Sätzen 2 und 3 für jede Stunde der Rufbereitschaft 12,5 
Prozent des tariflichen Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle gezahlt. 

Protokollerklärung zu Absatz 3: 

Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, für die eine Pauschale gezahlt wird, ist auf den Tag 
des Beginns der Rufbereitschaft abzustellen. 

 (4) 1Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit (§ 33 Abs.1 Nr. 12) leisten, erhalten eine 
Wechselschichtzulage von 250 Euro monatlich. 2Beschäftigte, die nicht ständig Wechsel-
schichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 1,49 Euro pro Stunde. 

 (5) 1Beschäftigte, die ständig Schichtarbeit (§ 33 Abs.1 Nr. 9) leisten, erhalten eine Schicht-
zulage von 100 Euro monatlich. 2Beschäftigte, die nicht ständig Schichtarbeit leisten, erhalten 
eine Schichtzulage von 0,59 Euro pro Stunde. 

 (6) 1Beschäftigte, die Bereitschaftsdienst leisten, erhalten für die Zeit des Bereitschaftsdiens-
tes in den Nachtstunden je Stunde einen Zeitzuschlag in Höhe von 15 Prozent des Bereit-
schaftsdienstentgelts. 2Für Bereitschaftsdienst an Feiertagen wird für jede als Arbeitszeit ge-
wertete Stunde ein Feiertagszuschlag in Höhe von 25 Prozent des jeweiligen Bereitschafts-
dienstentgelts gezahlt. 3Im Übrigen werden für Zeiten des Bereitschaftsdienstes einschließlich 
der geleisteten Arbeit und für Rufbereitschaft keine Zeitzuschläge gezahlt. 
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§ 8a  Zulagen für Pflegepersonal 

1Beschäftigte, die ein Entgelt gemäß Anlage P zum TV-MUL erhalten, erhalten bis 30. Juni 
2025 eine Pflegezulage in Höhe von monatlich 136,22 Euro. 2Ab dem 1. Juli 2025 beträgt die 
Pflegezulage nach Satz 1 141,06 Euro und ab dem 1. August 2026 145,74 Euro. 3Ab dem 1. 
August 2027 verändert sich die Pflegezulage bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den 
von den Tarifvertragsparteien vereinbarten Vomhundertsatz, höchstens jedoch bis zur Höhe 
der Pflegezulage nach TVöD-K. 

 
§ 9 Bereitschaftsdienstentgelt 

 (1) Zum Zwecke der Entgeltberechnung wird nach dem Maß der während des Bereitschafts-
dienstes erfahrungsgemäß durchschnittlich anfallenden Arbeitsleistungen die Zeit des Bereit-
schaftsdienstes einschließlich der geleisteten Arbeit wie folgt als Arbeitszeit gewertet: 

Stufe 
Arbeitsleistung innerhalb  
des Bereitschaftsdienstes 

Bewertung als Arbeitszeit 

I bis zu 25 Prozent 65 Prozent 

II mehr als 25 bis 40 Prozent 80 Prozent 

III mehr als 40 bis 49 Prozent 95 Prozent 

 
 (2) Das Entgelt für die nach Absatz 1 zum Zwecke der Entgeltberechnung als Arbeitszeit 
gewertete Bereitschaftsdienstzeit bestimmt sich nach den Anlagen C und D. 

 (3) Das Bereitschaftsdienstentgelt wird entsprechend den betrieblichen und dienstlichen Er-
fordernissen durch Freizeitausgleich abgegolten oder gemäß Anlagen C und D vergütet. 2Ab 
dem 1. März 2019 bestimmt sich die Höhe des Bereitschaftsdienstentgelts nach der Höhe des 
Bereitschaftsdienstentgeltes nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst im Bereich der 
Krankenhäuser (TVöD-K). 

 
§ 9a Kurzfristige Übernahme eines Dienstes 

1Führt eine notwendige Dienstplanänderung dazu, dass Beschäftigte an einem Tag, an dem 

für den Beschäftigten kein Dienst (Vollarbeitsschicht, Bereitschaftsdienst oder Rufbereit-

schaftsdienst) geplant war, einen Dienst antreten muss, erhält er einen einmaligen Zuschlag, 

- wenn zwischen der Dienstplanänderung und dem Antritt des Dienstes weniger als 72 

Stunden liegen in Höhe von 50 Euro, 

- wenn zwischen der Dienstplanänderung und dem Antritt des Dienstes weniger als 48 

Stunden liegen in Höhe von 100 Euro, 

je tatsächlich geleistetem Dienst. 2Dies gilt auch für den Wechsel eines begonnenen Dienstes 
in einen zukünftigen Dienst. 
 

Protokollerklärung: 
Notwendig ist eine Dienstplanänderung, wenn sie aus Sicht des verantwortlichen Dienstplaners zur 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs erforderlich ist. Beruht die Dienstplanänderung auf einem ein-
vernehmlichen Diensttausch, wird die Zuschlagszahlung nicht ausgelöst. 
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§ 10  Arbeitszeitkonto 

 (1) Durch Betriebsvereinbarung kann ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. 

 (2) 1In der Betriebsvereinbarung wird festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto im ganzen Betrieb 
oder Teilen davon eingerichtet wird. 2Alle Beschäftigten der Betriebsteile, für die ein Arbeits-
zeitkonto eingerichtet wird, werden von den Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst. 

 (3) 1Auf das Arbeitszeitkonto können Zeiten, die bei Anwendung des nach § 6 Abs. 2 festge-
legten Zeitraums als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben, nicht durch Freizeit 
ausgeglichene Zeiten nach § 8 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2 sowie in Zeit umgewandelte Zu-
schläge nach § 8 Abs. 1 Satz 4 gebucht werden. 2Weitere Kontingente (z.B. Rufbereitschafts-
/ Bereitschaftsdienstentgelte) können durch Betriebsvereinbarung zur Buchung freigegeben 
werden. 3Die/Der Beschäftigte entscheidet für einen in der Betriebsvereinbarung festgelegten 
Zeitraum, welche der in Satz 1 genannten Zeiten auf das Arbeitszeitkonto gebucht werden. 

 (4) Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch ärztliches Attest nachgewiesenen Ar-
beitsunfähigkeit während eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach Absatz 3 
Satz 1 und 2) tritt eine Minderung des Zeitguthabens nicht ein. 

 (5) 1In der Betriebsvereinbarung sind insbesondere folgende Regelungen zu treffen: 

a) Die höchstmögliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden) und das höchstzulässige Zeit-
guthaben (bis zu einem Vielfachen von 40 Stunden), die innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums anfallen dürfen; 

b) nach dem Umfang des beantragten Freizeitausgleichs gestaffelte Fristen für das 
Abbuchen von Zeitguthaben oder für den Abbau von Zeitschulden durch die/den 
Beschäftigten; 

c) die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten (z.B. an 
sogenannten Brückentagen) vorzusehen; 

d) die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits genehmigten Freizeitausgleich kurz-
fristig widerruft. 

 (6) 1Der Arbeitgeber kann mit der/dem Beschäftigten die Einrichtung eines Langzeitkontos 
vereinbaren. 2In diesem Fall ist der Betriebs-/Personalrat zu beteiligen und – bei Insolvenzfä-
higkeit des Arbeitgebers – eine Regelung zur Insolvenzsicherung zu treffen. 

 (7) 1Auf betrieblicher Ebene kann die Einrichtung eines Langzeitkontos für die Beschäftigten 
vereinbart werden. 2Ein in das Langzeitkonto eingebrachtes Wertguthaben kann gemäß § 7c 
SGB IV (insbesondere für ein Sabbatical, für eine Verringerung der Arbeitszeit, die der Be-
schäftigte nach § 8 oder § 9a TzBfG verlangen kann, Freistellung wegen Kinderbetreuungs-
zeiten und Pflegezeit) verwendet werden. 3Die Ausgestaltung geschieht durch Betriebsverein-
barung oder einvernehmliche Dienstvereinbarung, in der insbesondere geregelt werden: 

a) Verfahren zur Einbringungsmöglichkeit, insbesondere die Einzahlung von Entgelt-
bestandteilen, 

b) Regelung von Störfällen und die Übertragung des Wertguthabens, insbesondere bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses, Erwerbsminderung, Tod, 

c) Rahmen der Ansparvereinbarung, insbesondere hinsichtlich der Grenzen der An-
sparung, 

d) Regelungen zur Freistellungsphase, insbesondere zu Mindestzeiten, Beginn und 
Dauer, Ankündigungsfristen, 

e) Entgelt in der Freistellungsphase, 

f) Insolvenzsicherung im Falle der Insolvenzfähigkeit des Arbeitgebers. 

 
 



TV-MUL vom 13. November 2008 idF. des 9. ÄndTV/TV-MUL vom 10. Juli 2025 
 
 

- 10 - 

§ 11  Teilzeitarbeit 

 (1) 1Ergänzend zu den Regelungen des Teilzeit- und Befristungsgesetzes soll der Arbeitgeber 
mit Beschäftigten Teilzeitarbeit vereinbaren, wenn sie  

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder 

b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 

tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche bzw. betriebliche Belange nicht 
entgegenstehen. 2Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu fünf Jahre zu 
befristen. 3Sie kann verlängert werden; der Antrag ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der 
vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu stellen. 4Bei der Gestaltung der Arbeitszeit hat der Ar-
beitgeber im Rahmen der dienstlichen bzw. betrieblichen Möglichkeiten der besonderen per-
sönlichen Situation der Beschäftigten nach Satz 1 Rechnung zu tragen. 

 (2) Vor Ablehnung eines Antrags auf Teilzeit, soll dieser mit der/dem Beschäftigten erörtert 
werden. 

 (3) Beschäftigte, die gemäß Absatz 1 Teilzeitarbeit leisten und sich auf eine konkret zu be-
setzende Vollzeitstelle bewerben, sollen bei gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt wer-
den. 

 
§ 12  Eingruppierung 

 (1) 1Die Eingruppierung der Beschäftigten richtet sich sinngemäß nach den Tätigkeitsmerk-
malen der Entgeltordnung zum TVöD (VKA). 2Die/Der Beschäftigte erhält Entgelt nach der 
Entgeltgruppe, in der sie/er eingruppiert ist. 

 

Protokollerklärung Nr. 1 zu § 12 Abs. 1: 

Ergänzend zur beispielhaften Aufzählung der Tätigkeiten in Teil A Abschnitt I Nr. 1 der Entgeltord-
nung zum TVöD (VKA), die der Entgeltgruppe 1 zugeordnet sind, ist jedenfalls die Tätigkeit des 
Pflegeservicepersonals mit folgender Tätigkeitsbeschreibung in Entgeltgruppe 1 eingruppiert: 

 

Aufgabe Ausführliche Beschreibung der Arbeitsschritte und ggf. An-
gabe der anzuwendenden Vorschriften 

Anteil an der gesam-
ten Arbeitszeit 

patientenbezo-
gene Serviceleis-
tungen 

- Unterstützung bei der Aufnahme/Entlassung/Verlegung 

- Unterstützung bei der Grundversorgung (z.B. Zubereitung v. 
Speisen/Getränken) 

- Unterstützung der Patienten bei der Speisenauswahl bei 
Vollkost 

- Übernahme von Serviceleistungen für den Patienten 

- Individuelle Begleitung bei Patiententransporten 

 

 

60 Prozent 

stationsbezogene 
Tätigkeiten 

- Übernahme akut anfallender Aufräum- und Reini-
gungstätigkeiten (u.a. Küche, Nebenräume, Pflege-
hilfsmittel) 

- Hol- und Bringe-Dienste 

- Aufbereitung v. Verbrauchsmaterialien 

- Bettenendreinigung nach Verlegung und Entlassung 

 

 

40 Prozent 

 

Protokollerklärung Nr. 2 zu § 12 Abs. 1: 

1Pflegekräfte, die ständig in der Zentralen Notaufnahme (ZNA) eingesetzt sind, erhalten eine ZNA-
Zulage von 40 Euro im Monat. 2Für Teilzeitbeschäftigte gilt § 22 Absatz 2. 

Protokollerklärung Nr. 3 zu § 12 Abs. 1: 
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Beschäftigte in Gesundheitsberufen nach Teil B Abschnitt XI der Anlage 1 zum TVöD – Entgeltord-

nung (VKA) sowie Beschäftigte im Rettungsdienst nach Teil B Abschnitt XXII der Anlage 1 zum 

TVöD – Entgeltordnung (VKA), die nachweislich gemäß einer bundesrechtlichen Regelung zur Pra-

xisanleitung befähigt sind und denen entsprechende Tätigkeiten als Praxisanleiterin/Praxisanleiter 

im Umfang von mindestens 15 Prozent der Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten übertragen wor-

den sind, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 70,00 Euro monatlich, 

sofern sie nicht in die Entgeltgruppe P 8 Fallgruppe 2 eingruppiert sind. 

Protokollerklärung Nr. 4 zu § 12 Abs. 1: 

Hebammen und Entbindungspfleger mit entsprechender Tätigkeit, die am 1. Mai 2025 in die Entgelt-

gruppe P 8 eingruppiert waren, erhalten eine statische Besitzstandszulage in Höhe der Differenz 

zum Betrag der Entgeltgruppe P 9 in der jeweiligen Stufe. Die Besitzstandszulage entfällt mit der 

Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe. 

 

 (2) 1Die/Der Beschäftigte ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die 
gesamte von ihr/ihm nicht nur vorübergehend auszuübende Tätigkeit entspricht. 2Die gesamte 
auszuübende Tätigkeit entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn zeitlich 
mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforderungen 
eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe erfüllen. 
3Kann die Erfüllung einer Anforderung in der Regel erst bei der Betrachtung mehrerer Arbeits-
vorgänge festgestellt werden (z.B. vielseitige Fachkenntnisse), sind diese Arbeitsvorgänge für 
die Feststellung, ob diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen zu beurteilen. 4Werden 
in einem Tätigkeitsmerkmal mehrere Anforderungen gestellt, gilt das in Satz 2 bestimmte Maß, 
ebenfalls bezogen auf die gesamte auszuübende Tätigkeit, für jede Anforderung. 5Ist in einem 
Tätigkeitsmerkmal ein von den Sätzen 2 bis 4 abweichendes zeitliches Maß bestimmt, gilt 
dieses. 6Ist in einem Tätigkeitsmerkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person 
der/des Beschäftigten bestimmt, muss auch diese Anforderung erfüllt sein. 

Protokollerklärung zu Absatz 2: 

1Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten), die, bezogen auf 
den Aufgabenkreis der/des Beschäftigten, zu einem bei natürlicher Betrachtung abgrenzbaren Ar-
beitsergebnis führen (z.B. unterschriftsreife Bearbeitung eines Aktenvorgangs, eines Widerspruchs 
oder eines Antrags, Erstellung eines EKG, Betreuung einer Person oder Personengruppe, Durch-
führung einer Unterhaltungs- oder Instandsetzungsarbeit). 2Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als 
solcher zu bewerten und darf dabei hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten wer-
den. 3Eine Anforderung im Sinne der Sätze 2 und 3 ist auch das in einem Tätigkeitsmerkmal gefor-
derte Herausheben der Tätigkeit aus einer niedrigeren Entgeltgruppe. 

 (3) Die Entgeltgruppe der/des Beschäftigten ist im Arbeitsvertrag anzugeben. 

 

§ 13  Eingruppierung in besonderen Fällen 

1Abweichend von § 12 Absatz 1 in Verbindung mit der Entgeltordnung (VKA) Teil B, Abschnitt 

XXII., Ziffer 2. Beschäftigte an Rettungsdienstschulen werden 

a) Lehrkräfte an Rettungsdienstschulen mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hoch-

schulbildung und entsprechender Tätigkeit in die Entgeltgruppe 13 eingruppiert, 

b) Leiterinnen und Leiter von Rettungsdienstschulen werden in die Entgeltgruppe 14 

eingruppiert. 
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§ 14  Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit 

 (1) Wird der/dem Beschäftigten vorübergehend eine andere Tätigkeit übertragen, die den Tä-
tigkeitsmerkmalen einer höheren als ihrer/seiner Eingruppierung entspricht, und hat sie/er 
diese mindestens einen Monat ausgeübt, erhält sie/er für die Dauer der Ausübung eine per-
sönliche Zulage rückwirkend ab dem ersten Tag der Übertragung der Tätigkeit. 

 (2) Die persönliche Zulage bemisst sich aus dem Unterschiedsbetrag zu dem Tabellenentgelt, 
das sich für die/den Beschäftigte/n bei dauerhafter Übertragung nach § 17 Abs. 3 Satz 1 und 2 
ergeben hätte. 

 
 
§ 15  Tabellenentgelt 

 (1) 1Die/Der Beschäftigte erhält monatlich ein Tabellenentgelt. 2Die Höhe bestimmt sich nach 
der Entgeltgruppe, in die sie/er eingruppiert ist, und nach der für sie/ihn geltenden Stufe. 

 (2) Die Beschäftigten erhalten Entgelt grundsätzlich nach Anlage A1. 

 (3) Beschäftigte, die nach dem Teil B Abschnitt XI Ziffern 1 und 2 der anzuwendenden Ent-
geltordnung zum TVöD (VKA) in die Entgeltgruppen P 5 bis P 16 eingruppiert sind, erhalten 
Entgelt nach der Anlage P. 

(4) Gültig ab 01. Mai 2024: Beschäftigte, die nach dem Teil B Abschnitt XXIV der anzuwen-
denden Entgeltordnung zum TVöD (VKA) in die Entgeltgruppen S 2 bis S 18 eingruppiert sind, 
erhalten Entgelt nach der Anlage E. 

 
 
§15a Überleitung in die Entgelttabelle E (Sozial- und Erziehungsdienst) 

(1) Beschäftigte, die ab dem 01. Mai 2024 nach dem Teil B Abschnitt XXIV der anzuwenden-
den Entgeltordnung zum TVöD (VKA) in die Entgeltgruppen S 2 bis S 18 eingruppiert sind und 
bis zum 30. April nach den Allgemeinen Tätigkeitsmerkmalen (Teil A Abschnitt I Ziffer 3 der 
Entgeltordnung zum TVöD (VKA)) eingruppiert waren, werden ab dem 01. Mai 2024 unter 
Mitnahme der bis zum 30. April 2024 zurückgelegten Stufenlaufzeit der Stufe (§ 17) zugeord-
net, der sie schon am 30. April 2024 zugeordnet waren. 
 
(2) Ist das Tabellenentgelt gemäß Absatz 1 ab 1. Mai 2024 niedriger als das Tabellenentgelt 
im April 2024, erhält der/die Beschäftigte den monatlichen Differenzbetrag als persönlichen 
Besitzstand. Künftige Entgelterhöhungen infolge einer Höhergruppierung, eines Stufenaufstie-
ges oder einer künftigen Tariferhöhung werden auf den Besitzstand angerechnet. 
 
§ 16  Stufen der Entgelttabelle 

 (1) 1Die Entgeltgruppen sind in Stufen unterteilt. 2Bei Einstellung werden die Beschäftigten 
der jeweils ersten Stufe zugeordnet; Beschäftigte, die bei Einstellung bereits über einschlägige 
Berufserfahrungen von mindestens einem Jahr verfügen, werden der jeweils nächst höheren 
Stufe zugeordnet. 3Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei Neueinstellungen zur De-
ckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätigkeit ganz oder teilweise 
für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorgesehene Tätigkeit 
förderlich ist. 

 (2) 1Die Beschäftigten erreichen die jeweils nächste Stufe nach Zeiten einer ununterbroche-
nen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe beim Arbeitgeber (Stufenlaufzeit): 

– Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1, 

 
1 Übernahme der Tabellenstruktur des TVöD-K 1.8.2021 - siehe Übergangsvorschriften 
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– Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 22 , 

– Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3, 

– Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und 

– Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5. 

 (3) 1Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen. 2Einstellungen erfolgen in der Stufe 2 (Eingangs-
stufe). 3Die jeweils nächste Stufe wird nach vier Jahren in den vorangegangenen Stufen er-
reicht.  

 
§ 17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen 

 (1) Die Beschäftigten erhalten vom Beginn des Monats an, in dem die nächste Stufe erreicht 
wird, das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe. 

 (2) 1Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit im Sinne des § 16 Abs. 2 Satz 1 stehen 
gleich: 

a) Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz, 

b) Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 20 bis zu 39 Wochen, 

c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs, 

d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeitgeber vor dem Antritt schriftlich 
ein dienstliches bzw. betriebliches Interesse anerkannt hat, 

e) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger als einem Monat im Kalender-
jahr, 

f) Zeiten der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit. 

2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1 
erfasst werden, und Unterbrechungen wegen Elternzeit sind unschädlich, werden aber nicht 
auf die Stufenlaufzeit angerechnet (anwartschaftserhaltende Unterbrechung). 3Bei einer Un-
terbrechung von mehr als drei Jahren (mit Ausnahme von Elternzeit) erfolgt eine Zuordnung 
zu der Stufe, die der vor der Unterbrechung erreichten Stufe vorangeht, jedoch nicht niedriger 
als bei einer Neueinstellung; die Stufenlaufzeit beginnt mit dem Tag der Arbeitsaufnahme. 
4Zeiten, in denen Beschäftigte mit einer kürzeren als der regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-
zeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten beschäftigt waren, werden voll angerechnet. 

 (3) 1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe werden die Beschäftigten der gleichen 
Stufe zugeordnet, die sie in der niedrigeren Entgeltgruppe erreicht haben, mindestens jedoch 
der Stufe 2. 2Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der Höher-
gruppierung. 3Bei einer Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist die/der Beschäf-
tige der in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen; die in der bisherigen Stufe 
zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit in der niedrigeren Entgeltgruppe an-
gerechnet. 4Die/Der Beschäftigte erhält vom Beginn des Monats an, in dem die Veränderung 
wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt aus der in Satz 1 oder Satz 3 festgelegten 
Stufe der betreffenden Entgeltgruppe. 

 
§ 18  Jahressonderzahlung 

 (1) Beschäftigte, die am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine 
Jahressonderzahlung. 

 (2) 1Die Jahressonderzahlung beträgt 87,5 Prozent des der/dem Beschäftigten in den Kalen-
dermonaten Juli, August und September durchschnittlich gezahlten Entgelts, wobei das für 
Überstunden zusätzlich gezahlte Entgelt, Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprämien 

 
2 Sofern die Tabelle der Anlage P für die Entgeltgruppe P 7 und P 8 keine Stufe 1 ausweist, wird die Stufe 3 nach 
drei Jahren in Stufe 2 (Eingangsstufe) erreicht. 
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unberücksichtigt bleiben. 2Hat das Arbeitsverhältnis erst nach dem 30. September begonnen, 
tritt an die Stelle des in Satz 1 genannten Zeitraums der erste volle Kalendermonat des Ar-
beitsverhältnisses. 3In den Fällen, in denen im Kalenderjahr der Geburt des Kindes im Sep-
tember eine erziehungsgeldunschädliche Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird, bemisst sich 
die Jahressonderzahlung nach dem Beschäftigungsumfang am Tag vor dem Beginn der El-
ternzeit. 

Protokollerklärung zu Abs. 2: 

1Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts werden die gezahlten Ent-
gelte der drei Monate addiert und durch drei geteilt; dies gilt auch bei einer Änderung des Beschäf-
tigungsumfangs. 2Ist im Bemessungszeitraum nicht für alle Kalendertage Entgelt gezahlt worden, 
werden die gezahlten Entgelte der drei Monate addiert, durch die Zahl der Kalendertage mit Entgelt 
geteilt und sodann mit 30,67 multipliziert. 3Zeiträume, für die Krankengeldzuschuss gezahlt worden 
ist, bleiben hierbei unberücksichtigt. 4Besteht während des Bemessungszeitraums an weniger als 
30 Kalendertagen Anspruch auf Entgelt, ist der letzte Kalendermonat, in dem für alle Kalendertage 
Anspruch auf Entgelt bestand, maßgeblich.  

 (3) 1Der Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Ka-
lendermonat, in dem Beschäftigte keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts 
nach § 19 haben. 2Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate,  

1. für die Beschäftigte kein Tabellenentgelt erhalten haben wegen 

a) Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, wenn sie diesen vor dem 
1. Dezember beendet und die Beschäftigung unverzüglich wieder aufgenom-
men haben, 

b) Beschäftigungsverboten nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 MuSchG, 

c) Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz bis 
zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag vor 
Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat; 

2. in denen Beschäftigten nur wegen der Höhe des zustehenden Krankengelds ein 
Krankengeldzuschuss nicht gezahlt worden ist. 

 (4) Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenentgelt für November ausgezahlt. 

 (5) 1Beschäftigte erhalten die Jahressonderzahlung auch dann anteilig, wenn das Arbeitsver-
hältnis wegen Rentenbezugs oder aus gesundheitlichen Gründen vor dem 1. Dezember en-
det. 2In diesem Falle treten an die Stelle des Bemessungszeitraums gemäß Absatz 2 die letz-
ten drei Kalendermonate vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

 

§ 19 Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung 

1In den Fällen der Entgeltfortzahlung nach § 6 Abs. 3 Satz 1, § 20 Abs. 1, § 24, § 25 und § 27 
werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbe-
standteile weitergezahlt. 2Die nicht in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile wer-
den als Durchschnitt auf Basis der dem maßgebenden Ereignis für die Entgeltfortzahlung vor-
hergehenden letzten drei vollen Kalendermonate (Berechnungszeitraum) gezahlt. 3Ausge-
nommen hiervon sind das zusätzlich für Überstunden gezahlte Entgelt, eventuell gezahlte 
Leistungsentgelte, Jahressonderzahlungen sowie besondere Zahlungen nach § 21. 

Protokollerklärungen zu den Sätzen 2 und 3: 

1. 1Volle Kalendermonate im Sinne der Durchschnittsberechnung nach Satz 2 sind Kalendermo-
nate, in denen an allen Kalendertagen das Arbeitsverhältnis bestanden hat. 2Hat das Arbeitsver-
hältnis weniger als drei Kalendermonate bestanden, sind die vollen Kalendermonate, in denen 
das Arbeitsverhältnis bestanden hat, zugrunde zu legen. 3Bei Änderungen der individuellen Ar-
beitszeit werden die nach der Arbeitszeitänderung liegenden vollen Kalendermonate zugrunde 
gelegt. 
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2. 1Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 beträgt bei einer durchschnittlichen Verteilung der regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage 1/65 aus der Summe der zu berücksichtigenden 
Entgeltbestandteile, die für den Berechnungszeitraum zugestanden haben. 2Maßgebend ist die 
Verteilung der Arbeitszeit zu Beginn des Berechnungszeitraums. 3Bei einer abweichenden Ver-
teilung der Arbeitszeit ist der Tagesdurchschnitt entsprechend Satz 1 und 2 zu ermitteln. 4Sofern 
während des Berechnungszeitraums bereits Fortzahlungstatbestände vorlagen, bleiben die in 
diesem Zusammenhang auf Basis der Tagesdurchschnitte zustehenden Beträge bei der Ermitt-
lung des Durchschnitts nach Satz 2 unberücksichtigt. 

3. Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer allgemeinen Entgeltanpassung ein, ist die/der Be-
schäftigte so zu stellen, als sei die Entgeltanpassung bereits mit Beginn des Berechnungszeit-
raums eingetreten. 

 
§ 20  Entgelt im Krankheitsfall 

 (1) 1Werden Beschäftigte durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an der Arbeitsleistung 
verhindert, ohne dass sie ein Verschulden trifft, erhalten sie bis zur Dauer von sechs Wochen 
das Entgelt nach § 19. 2Bei erneuter Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit sowie bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses gelten die gesetzlichen Bestimmungen. 3Als unverschul-
dete Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Sätze 1 und 2 gilt auch die Arbeitsverhinderung in Folge 
einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge und Rehabilitation im Sinne von § 9 EFZG. 

Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 1: 

Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich oder grob fahrlässig her-
beigeführt wurde. 

 (2) 1Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Absatz 1 erhalten die Beschäftigten für die Zeit, für 
die ihnen Krankengeld oder entsprechende gesetzliche Leistungen gezahlt werden, einen 
Krankengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den tatsächlichen Barleis-
tungen des Sozialleistungsträgers und dem Nettoentgelt. 2Nettoentgelt ist das um die gesetz-
lichen Abzüge verminderte Entgelt im Sinne des § 19; bei freiwillig Krankenversicherten ist 
dabei deren Gesamtkranken- und Pflegeversicherungsbeitrag abzüglich Arbeitgeberzuschuss 
zu berücksichtigen. 3Für Beschäftigte, die wegen Übersteigens der Jahresarbeitsentgelt-
grenze nicht der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung unterliegen, ist 
bei der Berechnung des Krankengeldzuschusses der Krankengeldhöchstsatz, der bei Pflicht-
versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung zustünde, zugrunde zu legen. 

 (3) 1Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschäftigungszeit (§ 33 Abs. 1 Nr. 3)  

- von mehr als einem Jahr längstens bis zum Ende der 13. Woche und  

- von mehr als drei Jahren längstens bis zum Ende der 39. Woche  

seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit gezahlt. 2Maßgeblich für 
die Berechnung der Fristen nach Satz 1 ist die Beschäftigungszeit, die im Laufe der krank-
heitsbedingten Arbeitsunfähigkeit vollendet wird. 

 (4) 1Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über das Ende des Arbeitsverhältnisses hinaus ge-
zahlt; § 8 EFZG bleibt unberührt. 2Krankengeldzuschuss wird zudem nicht über den Zeitpunkt 
hinaus gezahlt, von dem an Beschäftigte eine Rente oder eine vergleichbare Leistung auf 
Grund eigener Versicherung aus der gesetzlichen Rentenversicherung, aus einer zusätzlichen 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus einer sonstigen Versorgungseinrichtung er-
halten, die nicht allein aus Mitteln der Beschäftigten finanziert ist. 3Überzahlter Krankengeld-
zuschuss und sonstige Überzahlungen gelten als Vorschuss auf die in demselben Zeitraum 
zustehenden Leistungen nach Satz 2; die Ansprüche der Beschäftigten gehen insoweit auf 
den Arbeitgeber über. 4Der Arbeitgeber kann von der Rückforderung des Teils des überzahlten 
Betrags, der nicht durch die für den Zeitraum der Überzahlung zustehenden Bezüge im Sinne 
des Satzes 2 ausgeglichen worden ist, absehen, es sei denn, die/der Beschäftigte hat dem 
Arbeitgeber die Zustellung des Rentenbescheids schuldhaft verspätet mitgeteilt. 
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§ 21  Besondere Zahlungen 

 (1) 1Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung haben 
Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis voraussichtlich mindestens sechs Monate dauert, einen 
Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen. 2Für Vollbeschäftigte beträgt die vermögens-
wirksame Leistung für jeden vollen Kalendermonat 6,65 Euro. 3Der Anspruch entsteht frühes-
tens für den Kalendermonat, in dem die/der Beschäftigte dem Arbeitgeber die erforderlichen 
Angaben schriftlich mitteilt, und für die beiden vorangegangenen Monate desselben Kalender-
jahres; die Fälligkeit tritt nicht vor acht Wochen nach Zugang der Mitteilung beim Arbeitgeber 
ein. 4Die vermögenswirksame Leistung wird nur für Kalendermonate gewährt, für die den Be-
schäftigten Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. 5Für Zei-
ten, für die Krankengeldzuschuss zusteht, ist die vermögenswirksame Leistung Teil des Kran-
kengeldzuschusses. 6Die vermögenswirksame Leistung ist kein zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt. 

 (1a) 1Beschäftigte, die mindestens 70 Euro ihres Bruttoentgelts monatlich gemäß § 1a Be-
triebsrentengesetz (BetrAVG) umwandeln, erhalten einen Zuschuss zur zusätzlichen Alters-
versorgung (AvwL) in Höhe von 13,30 Euro im Monat. 2Für Beschäftigte, die daneben Leis-
tungen nach Absatz 1 erhalten, beträgt der Zuschuss nach Satz 1  6,65 Euro im Monat. 

 (2) 1Beschäftigte erhalten ein Jubiläumsgeld bei Vollendung einer Beschäftigungszeit (§ 33 
Abs. 1 Nr. 3) 

a) von 25 Jahren         in Höhe von 350 Euro, 

b) von 40 Jahren         in Höhe von 500 Euro. 

2Teilzeitbeschäftigte erhalten das Jubiläumsgeld in voller Höhe. 

 (3) 1Beim Tod von Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis nicht geruht hat, wird der Ehegat-
tin/dem Ehegatten oder der Lebenspartnerin/dem Lebenspartner im Sinne des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes oder den Kindern ein Sterbegeld gewährt. 2Als Sterbegeld wird für die 
restlichen Tage des Sterbemonats und – in einer Summe – für zwei weitere Monate das Ta-
bellenentgelt der/des Verstorbenen gezahlt. 3Die Zahlung des Sterbegeldes an einen der Be-
rechtigten bringt den Anspruch der Übrigen gegenüber dem Arbeitgeber zum Erlöschen; die 
Zahlung auf das Gehaltskonto hat befreiende Wirkung. 4Betrieblich können eigene Regelun-
gen getroffen werden. 

 

§ 22  Berechnung und Auszahlung des Entgelts 

 (1) 1Bemessungszeitraum für das Tabellenentgelt und die sonstigen Entgeltbestandteile ist 
der Kalendermonat, soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas Abweichendes geregelt 
ist. 2Die Zahlung erfolgt am letzten Tag des Monats (Zahltag) für den laufenden Kalendermo-
nat auf ein von der/dem Beschäftigten benanntes Konto innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland. 3Entgeltbestandteile, die nicht in Monatsbeträgen festgelegt sind, der Tages-
durchschnitt nach § 19 sowie die Wechselschicht- und Schichtzulage, sind am Zahltag des 
zweiten Kalendermonats, der auf ihre Entstehung folgt, fällig. 

 (2) Soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas anderes geregelt ist, erhalten Teilzeitbe-
schäftigte das Tabellenentgelt (§ 15) und alle sonstigen Entgeltbestandteile in dem Umfang, 
der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit an der regelmäßi-
gen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter entspricht. 

 (3) 1Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die sonstigen Entgeltbestandteile 
nicht für alle Tage eines Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt, der auf den Anspruchs-
zeitraum entfällt. 2Besteht nur für einen Teil eines Kalendertags Anspruch auf Entgelt, wird für 
jede geleistete dienstplanmäßige oder betriebsübliche Arbeitsstunde der auf eine Stunde ent-
fallende Anteil des Tabellenentgelts sowie der sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten Ent-
geltbestandteile gezahlt. 3Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils sind die in 
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Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile durch das 4,348-fache der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit (§ 6 Abs. 1 und entsprechende Sonderregelungen) zu teilen. 

 (4) 1Ergibt sich bei der Berechnung von Beträgen ein Bruchteil eines Cents von mindestens 
0,5, ist er aufzurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzurunden. 2Zwischenrechnun-
gen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durchgeführt. 3Jeder Entgeltbestandteil ist einzeln 
zu runden. 

 (5) Entfallen die Voraussetzungen für eine Zulage im Laufe eines Kalendermonats, gilt Ab-
satz 3 entsprechend. 

 (6) Einzelvertraglich können neben dem Tabellenentgelt zustehende Entgeltbestandteile (z.B. 
Zeitzuschläge) pauschaliert werden. 

 
§ 23  Betriebliche Altersversorgung 

Die Beschäftigten haben Anspruch auf Versicherung unter eigener Beteiligung zum Zwecke 
einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach Maßgabe des Tarifvertrages 
über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes – Altersvor-
sorge-TVKommunal – (ATV-K) in seiner jeweils geltenden Fassung. 

 
§ 23a Mitarbeitergesundheit 

 (1) 1Beschäftigte, die das 55. Lebensjahr vollendet haben, können beantragen, von der Ver-
pflichtung zur Leistung von Arbeit in Nachtschichten befreit zu werden, wenn sie sich dadurch 
zu stark belastet fühlen. 2Der Arbeitgeber ist in diesem Fall verpflichtet, den Beschäftigten in 
einer gleichwertigen Tätigkeit ohne Nachtschichten einzusetzen. 3Ist der Einsatz in einer 
gleichwertigen Tätigkeit nicht möglich, kann der Beschäftigte einvernehmlich in einer anderen 
geeigneten Tätigkeit eingesetzt werden, die niedriger bewertet sein darf. 4Bei entgegenste-
henden betrieblichen Gründen kann die Befreiung nach Satz 1 versagt werden. 

 (2) 1Beschäftigte, die das 40. Lebensjahr vollendet haben, erhalten die Möglichkeit zu Prä-
ventionsmaßnahmen (Gesundheits-Checks) über die von den Krankenkassen finanzierten 
Vorsorgeuntersuchungen hinaus beim Arbeitgeber. 2Einzelheiten werden in einer Betriebsver-
einbarung im Sinne von § 88 BetrVG, das heißt ohne Anrufung der Einigungsstelle, geregelt. 

 
§ 24  Erholungsurlaub 

 

Abs. 1 gültig bis zum 31.12.2026 

 

 (1) 1Beschäftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fortzah-
lung des Entgelts (§ 19). 2Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalen-
derwoche beträgt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage. 3[gestrichen]. 4Bei 
einer anderen Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit als auf fünf Tage in der Woche erhöht 
oder vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend. 5Verbleibt bei der Berechnung des Ur-
laubs ein Bruchteil, der mindestens einen halben Urlaubstag ergibt, wird er auf einen vollen Ur-
laubstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Urlaubstag bleiben unberück-

sichtigt. 6Der Erholungsurlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt und kann auch in Tei-

len genommen werden. 

Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 6: 

Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhängend gewährt werden; dabei soll ein Urlaubsteil von 
zwei Wochen Dauer angestrebt werden. 
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Abs. 1 gültig ab 01.01.2027 
 

 (1) 1Beschäftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fortzah-
lung des Entgelts (§ 19). 2Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalen-
derwoche beträgt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr 31 Arbeitstage. 3[gestrichen]. 4Bei 
einer anderen Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit als auf fünf Tage in der Woche erhöht 
oder vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend. 5Verbleibt bei der Berechnung des Ur-
laubs ein Bruchteil, der mindestens einen halben Urlaubstag ergibt, wird er auf einen vollen Ur-
laubstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Urlaubstag bleiben unberück-

sichtigt. 6Der Erholungsurlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt und kann auch in Tei-

len genommen werden. 

Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 6: 

Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhängend gewährt werden; dabei soll ein Urlaubsteil von 
zwei Wochen Dauer angestrebt werden. 

 

(2) Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden Maßgaben: 

a) Im Falle der Übertragung muss der Erholungsurlaub in den ersten drei Monaten des 
folgenden Kalenderjahres angetreten werden. Kann der Erholungsurlaub wegen Ar-
beitsunfähigkeit oder aus betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht bis zum 31. März 
angetreten werden, ist er bis zum 31. Mai anzutreten. 

b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe eines Jahres, erhält die/der Be-
schäftigte als Erholungsurlaub für jeden vollen Monat des Arbeitsverhältnisses ein 
Zwölftel des Urlaubsanspruchs nach Absatz 1; § 5 BUrlG bleibt unberührt. 

c) Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs ein-
schließlich eines etwaigen Zusatzurlaubs für jeden vollen Kalendermonat um ein 
Zwölftel. 

d) Das nach Absatz 1 Satz 1 fort zu zahlende Entgelt wird zu dem in § 22 genannten 
Zeitpunkt gezahlt. 

 
§ 25 Zusatzurlaub 

 (1) 1Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit (§ 33 Nr. 12) oder ständig Schichtarbeit 

(§ 33 Nr. 9) leisten und denen die Zulage nach § 8 Absatz 4 Satz 1 oder Absatz 5 Satz 1 

zusteht, erhalten 

a) bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusammenhängende Monate und 

b) bei Schichtarbeit für je vier zusammenhängende Monate  

einen Arbeitstag Zusatzurlaub. 2Bemessungszeitraum ist jeweils das laufende Kalenderjahr. 
3Besteht im Kalenderjahr Anspruch auf mindestens drei Tage Zusatzurlaub nach Satz 1 

Buchst. a wird ein weiterer Tag Zusatzurlaub gewährt; besteht Anspruch auf mindestens vier 

Tage Zusatzurlaub nach Satz 1 Buchst. a wird ein weiterer zusätzlicher Tag Zusatzurlaub 

gewährt. 

 (2) Im Falle nicht ständiger Wechselschicht und nicht ständiger Schichtarbeit soll bei annä-

hernd gleicher Belastung die Gewährung zusätzlicher Urlaubstage durch Betriebsvereinba-

rung geregelt werden. 

 (3) 1Beschäftigte erhalten bei einer Leistung im laufenden Kalenderjahr von mindestens 

145 Nachtarbeitsstunden  1 Arbeitstag 
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290 Nachtarbeitsstunden  2 Arbeitstage 

450 Nachtarbeitsstunden  3 Arbeitstage 

600 Nachtarbeitsstunden  4 Arbeitstage 

Zusatzurlaub im Kalenderjahr. 2Dies gilt auch für Nacharbeitsstunden, die im Bereitschafts-

dienst geleistet werden. 3Nacharbeitsstunden die in Zeiten geleistet werden, für die Zusatzur-

laub für Wechselschicht- oder Schichtarbeit zusteht, bleiben unberücksichtigt. 4Der Anspruch 

auf Zusatzurlaub entsteht in dem Umfang im Folgemonat, nach dem die Nacharbeitsstunden 

der jeweiligen Stundenstaffel vollständig geleistet worden sind. 

 (4) 1Bei Teilzeitbeschäftigten ist die Zahl der nach Absatz 3 Satz 1 geforderten Nachtarbeits-

stunden entsprechend dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen regel-

mäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter zu kür-

zen. 2Ist die vereinbarte Arbeitszeit im Durchschnitt des Urlaubsjahres auf weniger als fünf 

Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, ist der Zusatzurlaub in entsprechender Anwendung 

des § 24 Absatz 1 Sätze 4 und 5 zu ermitteln.  

 (5) 1Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag und sonstiger Bestimmungen mit Ausnahme von 

§ 208 SGB IX wird nur bis zu insgesamt acht Arbeitstagen im Kalenderjahr gewährt. 2Erho-

lungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamturlaub) dürfen im Kalenderjahr zusammen 35 Arbeits-

tage und ab dem Kalenderjahr 2027 zusammen 36 Tage, bei Zusatzurlaub wegen Wechsel-

schichtarbeit 38 Tage und ab dem Kalenderjahr 2027 zusammen 39 Tage, nicht überschrei-

ten. 3Bei Beschäftigten, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, gilt abweichend von Satz 2 

eine- Höchstgrenze von 38 Arbeitstagen und ab dem Kalenderjahr 2027 zusammen von 39 

Arbeitstage. 

 (6) Im Übrigen gilt § 24 mit der Ausnahme von Absatz 2 Buchstabe b) entsprechend. 

 (7) 1Beschäftigte, die im Kalenderjahr 2026 aufgrund der geänderten Bemessungsgrundlage 

für den Zusatzurlaub weniger Zusatzurlaub erhalten würden als nach der bis zum 31.12.2025 

geltenden Bemessungsgrundlage, erhalten den Zusatzurlaub aufgrund der im Kalenderjahr 

2025 geleisteten Schicht-/Wechselschichtarbeit bzw. Nachtarbeitsstunden (Günstigkeitsklau-

sel). 2Änderungen der individuellen Arbeitszeit mit der Folge, dass sich die Arbeit im Kalen-

derjahr 2026 regelmäßig auf mehr oder weniger Arbeitstage, als im Kalenderjahr 2025 verteilt, 

sind gemäß Absatz 4 zu berücksichtigen.“ 

 
§ 26  Sonderurlaub 

Beschäftigte können bei Vorliegen eines wichtigen Grundes unter Verzicht auf die Fortzahlung 
des Entgelts Sonderurlaub erhalten. 

 
§ 27  Arbeitsbefreiung 

 (1) 1Als Fälle nach § 616 BGB, in denen Beschäftigte unter Fortzahlung des Entgelts nach 
§ 19 im nachstehend genannten Ausmaß von der Arbeit freigestellt werden, gelten nur die 
folgenden Anlässe: 

a) Niederkunft der Ehefrau/der Lebenspartnerin im Sinne  
des Lebenspartnerschaftsgesetzes     ein Arbeitstag, 

 

b) Tod der Ehegattin/des Ehegatten, der Lebenspartnerin/  
des Lebenspartners im Sinne des Lebenspartnerschafts- 
gesetzes, eines Kindes oder Elternteils     zwei Arbeitstage, 

 

c) Umzug aus dienstlichem oder betrieblichem Grund an  
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einen anderen Ort       ein Arbeitstag, 
 

d) 25- und 40-jähriges Arbeitsjubiläum     ein Arbeitstag, 
 

e) schwere Erkrankung 
aa) einer/eines Angehörigen, soweit sie/er ein    ein Arbeitstag 

Arbeitstag in demselben Haushalt lebt,                im Kalenderjahr, 
 

bb) eines Kindes, das das 12. Lebensjahr  
noch nicht vollendet hat, wenn im     bis zu 
laufenden Kalenderjahr kein Anspruch    vier Arbeitstage 
nach § 45 SGB V besteht oder bestanden hat,    im Kalenderjahr, 

 

cc) einer Betreuungsperson, wenn Beschäftigte  
deshalb die Betreuung ihres Kindes, das das  
8. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder  
wegen körperlicher, geistiger oder seelischer   bis zu 
Behinderung dauernd pflegebedürftig ist,    vier Arbeitstage 
übernehmen muss       im Kalenderjahr. 

 

2Eine Freistellung erfolgt nur, soweit eine andere Person zur Pflege oder Betreuung 
nicht sofort zur Verfügung steht und die Ärztin/der Arzt in den Fällen der Doppel-
buchstaben aa und bb die Notwendigkeit der Anwesenheit der/des Beschäftigten 
zur vorläufigen Pflege bescheinigt. 3Die Freistellung darf insgesamt fünf Arbeits-
tage im Kalenderjahr nicht überschreiten. 
 

f) Ärztliche Behandlung von Beschäftigten, wenn    erforderliche 
diese während der Arbeitszeit erfolgen muss,    nachgewiesene 

Abwesenheitszeit 
einschließlich 
erforderlicher 
Wegezeiten. 

 (2) 1Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten nach deutschem Recht, soweit die 
Arbeitsbefreiung gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die Pflichten nicht außerhalb der 
Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, wahrgenommen werden können, besteht 
der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts nach § 19 nur insoweit, als Beschäftigte nicht An-
sprüche auf Ersatz des Entgelts geltend machen können. 2Das fortgezahlte Entgelt gilt in Höhe 
des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen der Kostenträger. 3Die Beschäftigten 
haben den Ersatzanspruch geltend zu machen und die erhaltenen Beträge an den Arbeitgeber 
abzuführen. 

 (3) 1Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fällen Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung 
des Entgelts nach § 19 bis zu drei Arbeitstagen gewähren. 2In begründeten Fällen kann bei 
Verzicht auf das Entgelt kurzfristige Arbeitsbefreiung gewährt werden, wenn die dienstlichen 
oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten. 

Protokollerklärung zu Absatz 3 Satz 2: 

Zu den „begründeten Fällen“ können auch solche Anlässe gehören, für die kein Anspruch auf Ar-
beitsbefreiung besteht (z.B. Umzug aus persönlichen Gründen). 

 (4) 1Zur Teilnahme an Tagungen kann den gewählten Vertreterinnen/Vertretern der Bezirks-
vorstände, der Landesbezirksvorstände, der Landesfachbereichsvorstände, der Bundesfach-
bereichsvorstände, der Bundesfachkommissionen sowie des Gewerkschaftsrates auf Anfor-
dern der Gewerkschaft Arbeitsbefreiung bis zu acht Werktagen im Jahr unter Fortzahlung des 
Entgelts nach § 19 erteilt werden. 2Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen kann auf Anfordern 
der vertragsschließenden Gewerkschaft Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach 
§ 19 ohne zeitliche Begrenzung erteilt werden. 
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 (5) Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs- und von Berufsbildungsausschüssen nach 
dem Berufsbildungsgesetz sowie für eine Tätigkeit in Organen von Sozialversicherungsträ-
gern kann den Mitgliedern Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach § 19 gewährt 
werden. 

 
§ 28  Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung 

 (1) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 

a) mit Ablauf des Monats, in dem die/der Beschäftigte das gesetzlich festgelegte Alter 
zum Erreichen einer ungeminderten Altersrente vollendet hat, 

b) jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auflösungsvertrag). 

 (2) 1Das Arbeitsverhältnis endet ferner mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid eines 
Rentenversicherungsträgers (Rentenbescheid) zugestellt wird, wonach die/der Beschäftigte 
voll oder teilweise erwerbsgemindert ist. 2Die/Der Beschäftigte hat den Arbeitgeber von der 
Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich zu unterrichten. 3Beginnt die Rente erst nach 
der Zustellung des Rentenbescheids, endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des dem Renten-
beginn vorangehenden Tages. 4Liegt im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
eine nach § 92 SGB IX erforderliche Zustimmung des Integrationsamtes noch nicht vor, endet 
das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids des 
Integrationsamtes. 5Das Arbeitsverhältnis endet nicht, wenn nach dem Bescheid des Renten-
versicherungsträgers eine Rente auf Zeit gewährt wird. 6In diesem Fall ruht das Arbeitsver-
hältnis für den Zeitraum, für den eine Rente auf Zeit gewährt wird. 

 (3) Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet bzw. ruht das Arbeitsverhältnis nicht, wenn 
der Beschäftigte nach seinem vom Rentenversicherungsträger festgestellten Leistungsvermö-
gen auf seinem bisherigen oder einem anderen geeigneten und freien Arbeitsplatz weiterbe-
schäftigt werden könnte, soweit dringende dienstliche bzw. betriebliche Gründe nicht entge-
genstehen, und der Beschäftigte innerhalb von zwei Wochen nach Zugang des Rentenbe-
scheids seine Weiterbeschäftigung schriftlich beantragt. 

 (4) 1Verzögert die/der Beschäftigte schuldhaft den Rentenantrag oder bezieht sie/er Alters-
rente nach § 236 oder § 236a SGB VI oder ist sie/er nicht in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung versichert, so tritt an die Stelle des Rentenbescheids das Gutachten einer Amtsärztin/ei-
nes Amtsarztes oder einer/eines nach § 3 Abs. 4 Satz 2 bestimmten Ärztin/Arztes. 2Das Ar-
beitsverhältnis endet in diesem Fall mit Ablauf des Monats, in dem der/dem Beschäftigten das 
Gutachten bekannt gegeben worden ist. 

 (5) 1Soll die/der Beschäftigte, deren/dessen Arbeitsverhältnis nach Absatz 1 Buchst. a geen-
det hat, weiterbeschäftigt werden, ist ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag abzuschließen. 
2Das Arbeitsverhältnis kann jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum Monatsende gekün-
digt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts anderes vereinbart ist. 

 
§ 29  Kündigung des Arbeitsverhältnisses 

1Bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Arbeitsverhältnisses beträgt die Kündi-
gungsfrist zwei Wochen zum Monatsschluss. 2Im Übrigen beträgt die Kündigungsfrist bei einer 
Beschäftigungszeit (§ 33 Absatz 1 Nr. 3) 

bis zu einem Jahr    ein Monat zum Monatsschluss, 

von mehr als einem Jahr  6 Wochen, 

von mindestens 5 Jahren   3 Monate, 

von mindestens 8 Jahren   4 Monate, 

von mindestens 10 Jahren   5 Monate, 

von mindestens 12 Jahren   6 Monate 
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zum Schluss eines Kalendervierteljahres. 

 
§ 30 Zeugnis 

 (1) Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses haben die Beschäftigten Anspruch auf ein 
schriftliches Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit, das sich auch auf Führung und Leis-
tung erstrecken muss (Endzeugnis). 

 (2) Aus triftigen Gründen können Beschäftigte auch während des Arbeitsverhältnisses ein 
Zeugnis verlangen (Zwischenzeugnis). 

 (3) Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhältnisses können die Beschäftigten ein 
Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit verlangen (vorläufiges Zeugnis). 

 (4) Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 3 sind unverzüglich auszustellen. 

 
§ 31  Anwendung weiterer Tarifverträge 

Neben diesem Tarifvertrag sind die nachfolgend aufgeführten Tarifverträge in ihrer jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden: 

a) Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung zum Zwecke des Leasings von Fahrrädern im 
kommunalen öffentlichen Dienst (TV-Fahrradleasing), 

b) Tarifvertrag über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes vom 1. März 2002 - Altersvorsorge-TV-Kommunal - (ATV-K), 

c) Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung für Arbeitnehmer/-innen im kommunalen öffentli-
chen Dienst (TV-EUmw/VKA) vom 18. Februar 2003 mit der Maßgabe, dass die Ent-
geltumwandlung auch bei anderen, als in § 6 Satz 1 und 2 TV-EUmw/VKA genannten 
Anbietern durchgeführt werden kann, 

d) Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten der kommunalen Arbeitgeber in den 
TVöD und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-VKA) in der Fassung vom 
13. September 2005. 

e) Tarifvertrag zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte (TV FlexAZ) in 
der am 3. April 2017 gültigen Fassung ohne dessen § 4. 

 
§ 32  Ausschlussfrist 

 (1) 1Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Aus-
schlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit von der/dem Beschäftigten oder vom Arbeit-
geber schriftlich geltend gemacht werden. 2Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige 
Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällige Leistungen aus. 

 (2) Absatz 1 gilt nicht für Ansprüche aus einem Sozialplan. 

 
§ 33  Begriffsbestimmungen 

 (1) Verwendete Begriffe: 

1. Abordnung ist die Zuweisung einer vorübergehenden Beschäftigung bei einem anderen 
Betrieb/Betriebsteil desselben oder eines anderen Arbeitgebers unter Fortsetzung des 
bestehenden Arbeitsverhältnisses. 

2. Bereitschaftsdienst leisten Beschäftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers au-
ßerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle auf-
halten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen.  

3. 1Beschäftigungszeit ist die bei dem Arbeitgeber im Arbeitsverhältnis zurückgelegte 
Zeit, auch wenn sie unterbrochen ist. 2Unberücksichtigt bleibt die Zeit eines 
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Sonderurlaubs gemäß § 26, es sei denn, der Arbeitgeber hat vor Antritt des Sonderur-
laubs schriftlich ein dienstliches oder betriebliches Interesse anerkannt. 

4. Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitbeschäftigte über die vereinbarte regel-
mäßige Arbeitszeit hinaus bis zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von Vollbe-
schäftigten (§ 6 Abs. 1 Satz 1) leisten. 

5. Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr. 

6. 1Personalgestellung ist - unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses – die 
auf Dauer angelegte Beschäftigung bei einem Dritten. 2Die Modalitäten der Personalge-
stellung werden zwischen dem Arbeitgeber und dem Dritten vertraglich geregelt. 

7. Qualifizierungsmaßnahmen sind  

a) die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und sozialen Kompetenzen für die 
übertragenen Tätigkeiten (Erhaltungsqualifizierung), 

b) der Erwerb zusätzlicher Qualifikationen (Fort- und Weiterbildung), 

c) die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qualifizierung für eine andere Tätigkeit; 
Umschulung) und 

d) die Einarbeitung bei oder nach längerer Abwesenheit (Wiedereinstiegs-Qualifizie-
rung). 

8. 1Rufbereitschaft leisten Beschäftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers außer-
halb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle auf-
halten, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen. 2Rufbereitschaft wird nicht dadurch aus-
geschlossen, dass Beschäftigte vom Arbeitgeber mit einem Mobiltelefon oder einem ver-
gleichbaren technischen Hilfsmittel ausgestattet sind. 

9. Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel 
des Beginns der täglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten 
von längstens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 
13 Stunden geleistet wird.  

10. 1Überstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers geleisteten Arbeitsstunden, die 
über die im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten für die Woche 
dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen und 
nicht bis zum Ablauf des Folgemonats ausgeglichen werden. 2Soweit für die/den jewei-
lige/n Beschäftigte/n ein Arbeitszeitkonto oder eine Rahmenarbeitszeit gilt, sind unter 
Berücksichtigung der Voraussetzungen nach Satz 1 nur die Arbeitsstunden Überstun-
den, die über den Arbeitszeitkorridor bzw. die Rahmenarbeitszeit hinaus geleistet wor-
den sind und nicht bis zum Ablauf des Folgemonats ausgeglichen werden. 

11. Versetzung ist die Zuweisung einer auf Dauer bestimmten Beschäftigung bei einem an-
deren Betrieb/Betriebsteil desselben Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden 
Arbeitsverhältnisses. 

12. 1Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan/Dienstplan, der einen re-
gelmäßigen Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht und bei de-
nen der Beschäftigte im Kalendermonat zu mindestens zwei Nachtschichten, die nicht 
zusammenhängend geleistet werden müssen, herangezogen wird. 2Wechselschichten 
sind wechselnde Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen bei Tag und Nacht, werk-
tags, sonntags und feiertags gearbeitet wird. 3Nachtschichten sind Arbeitsschichten, 
die mindestens drei Stunden Nachtarbeit (Nr. 5) umfassen. 

13. Zuweisung ist - unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses - die vorüber-
gehende Beschäftigung bei einem Dritten im In- und Ausland, bei dem ein anderes Ta-
rifrecht zur Anwendung kommt. 

 (2) 1Die Regelungen für Angestellte finden Anwendung auf Beschäftigte, deren Tätigkeit vor 
dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Angestellten unterlegen hätte. 2Die 
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Regelungen für Arbeiterinnen und Arbeiter finden Anwendung auf Beschäftigte, deren Tätig-
keit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Arbeiter unterlegen hätte. 

 
§ 34  Inkrafttreten 

1Dieser Tarifvertrag tritt am 1. November 2008 in Kraft und ersetzt in seinem Geltungsbereich 
alle bisher geltenden oder nachwirkenden Tarifregelungen, sofern deren weitere Anwendung 
nicht ausdrücklich vereinbart ist. 2Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Monaten, 
frühestens zum 31. Juli 2027, schriftlich gekündigt werden. 

 

 

Anlagen: 

 

• Anlage A:  Allgemeine Entgelttabelle (nichtärztlicher Teil) 

• Anlage B:  [nicht besetzt] 

• Anlage C:  Tabelle Bereitschaftsdienstentgelte (nichtärztlicher Teil) 

• Anlage D:  Tabelle Bereitschaftsdienstentgelte Pflegedienst 

• Anlage E:  Entgelttabelle Sozialarbeiter 

• Anlage P:  Entgelttabelle Pflegedienst 
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Anlage A       
       

TV-MUL 

Anlage A zu § 15 TV-MUL 

(gültig ab 1. Juli 2025) 

(monatlich in Euro) 

       

Entgelt-
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

15 5.612,43 5.979,44 6.388,83 6.947,71 7.522,62 7.900,84 

14 5.102,42 5.434,74 5.868,75 6.350,36 6.887,21 7.272,63 

13 4.719,94 5.084,17 5.498,81 5.948,97 6.478,70 6.766,16 

12 4.252,48 4.671,59 5.161,38 5.704,85 6.342,54 6.645,12 

11 4.111,82 4.497,29 4.859,50 5.252,48 5.790,30 6.092,91 

10 3.972,07 4.274,11 4.617,46 4.989,84 5.404,51 5.540,67 

9c 3.862,47 4.131,90 4.424,91 4.740,64 5.080,06 5.323,37 

9b 3.640,12 3.889,71 4.048,18 4.517,16 4.795,06 5.116,96 

9a 3.523,37 3.734,60 3.946,20 4.417,22 4.523,79 4.795,89 

8 3.357,53 3.560,62 3.701,29 3.844,82 3.999,97 4.074,57 

7 3.173,18 3.407,16 3.546,56 3.687,23 3.822,33 3.895,71 

6 3.120,52 3.313,08 3.448,11 3.581,74 3.712,99 3.781,07 

5 3.008,60 3.195,39 3.321,56 3.455,16 3.579,32 3.643,48 

4 2.883,49 3.072,51 3.231,11 3.329,85 3.428,57 3.486,38 

3 2.843,96 3.047,24 3.096,71 3.209,79 3.294,64 3.372,37 

2 2.665,24 2.865,34 2.915,22 2.986,41 3.142,88 3.306,57 

1   2.440,86 2.473,87 2.515,14 2.553,63 2.652,68 

 
Für Beschäftigte, die in Entgeltgruppe 9a eingruppiert sind und denen im Juni 2025 das Tabellenent-

gelt nach der Stufe 5 zustand, beträgt das Tabellenentgelt nach Entgeltgruppe 9a Stufe 5 ab 1. Juli 

2025 bis zum 31. Juli 2026 4.540,54 EUR. 
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Anlage A       

       

TV-MUL 

Anlage A zu § 15 TV-MUL 

(gültig ab 1. August 2026) 

(monatlich in Euro) 

       

Entgelt-
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

15 5.798,72 6.177,92 6.600,88 7.178,32 7.772,31 8.163,09 

14 5.271,78 5.615,13 6.063,54 6.561,15 7.115,81 7.514,02 

13 4.876,60 5.252,92 5.681,32 6.146,42 6.693,74 6.990,74 

12 4.393,62 4.826,66 5.332,70 5.894,20 6.553,07 6.865,68 

11 4.248,29 4.646,57 5.020,80 5.426,83 5.982,50 6.295,14 

10 4.103,91 4.415,97 4.770,72 5.155,46 5.583,89 5.724,58 

9c 3.990,67 4.269,05 4.571,79 4.898,00 5.248,67 5.500,06 

9b 3.760,94 4.018,81 4.182,54 4.667,10 4.954,21 5.286,80 

9a 3.640,32 3.858,55 4.077,18 4.563,84 4.673,94 4.955,07 

8 3.468,97 3.678,80 3.824,14 3.972,44 4.132,73 4.209,82 

7 3.278,51 3.520,25 3.664,28 3.809,62 3.949,20 4.025,01 

6 3.224,10 3.423,05 3.562,56 3.700,62 3.836,22 3.906,57 

5 3.108,46 3.301,45 3.431,80 3.569,84 3.698,12 3.764,41 

4 2.979,20 3.174,50 3.338,36 3.440,37 3.542,37 3.602,10 

3 2.938,36 3.148,38 3.199,49 3.316,33 3.403,99 3.484,30 

2 2.753,70 2.960,44 3.011,98 3.085,53 3.247,20 3.416,32 

1   2.521,88 2.555,99 2.598,63 2.638,38 2.740,73 
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Anlage C       

       

Nachrichtlich Anlage G zum TVöD-K    

Bereitschaftsdienstentgelte für Angestellte gemäß § 9 Absatz 3 Satz 2 TV-MUL: 

       

       

EG 

Stundenentgelt in Euro   

gültig ab  gültig ab   

1. April 2025 01. Mai 26   

15 36,23   37,24   

14 33,41   34,35   

13 31,96   32,85   

12 30,22   31,07   

11 27,65   28,42   

10 25,47   26,18   

9c 25,39   26,1   

9b 24,07   24,74   

9a 23,28   23,93   

8 22,81   23,45   

7 21,85   22,46   

6 20,93   21,52   

5 20,11   20,67   

4 19,16   19,7   

3 18,41   18,93   

2 Ü 17,67   18,16   

2 17,31   17,79   

1 14,37   14,77   
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Anlage D      

      

Nachrichtlich Anlage E zum TVöD-K   

Bereitschaftsdienstentgelte für Beschäftigte in der Pflege  

gemäß § 9 Absatz 3 Satz 2 TV-MUL:   

      

      

EG 

Stundenentgelt in Euro 
 

gültig ab  gültig ab  
1. April 2025 01. Mai 26  

P 16 32,85 33,77  
P 15 30,68 31,54  
P 14 28,99 29,80  
P 13 27,17 27,93  
P 12 26,16 26,89  
P 11 25,22 25,93  
P 10 24,08 24,75  
P 9 23,70 24,36  
P 8 22,66 23,29  
P 7 21,70 22,31  
P 6 20,11 20,67  
P 5 18,67 19,19  
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Anlage E       

       

TV-MUL 

Anlage E zu § 15 TV-MUL (Sozialarbeiter) 

(gültig ab 1. Juli 2025) 

(monatlich in Euro) 

       

Entgelt-
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

S 18 4.546,03 4.661,85 5.235,66 5.665,98 6.311,47 6.705,91 

S 17 4.191,50 4.482,56 4.948,74 5.235,66 5.809,41 6.146,49 

S 16 4.105,70 4.389,34 4.704,90 5.092,18 5.522,51 5.780,72 

S 15 3.960,65 4.231,51 4.518,44 4.848,35 5.379,10 5.608,58 

S 14 3.922,82 4.190,33 4.509,16 4.833,48 5.192,11 5.443,13 

S 13 3.830,98 4.091,65 4.446,70 4.733,57 5.092,18 5.271,49 

S 12 3.820,91 4.080,85 4.421,05 4.722,27 5.095,23 5.253,02 

S 11b 3.770,40 4.026,64 4.206,66 4.665,69 5.024,29 5.239,46 

S 11a 3.704,08 3.954,34 4.132,84 4.590,14 4.948,74 5.163,91 

S 10 [nicht besetzt] 

S 9 3.513,81 3.743,72 4.012,67 4.410,72 4.787,23 5.077,70 

S 8b 3.446,58 3.671,70 3.940,69 4.337,01 4.711,74 4.999,01 

S 8a 3.379,71 3.599,95 3.829,82 4.051,57 4.268,33 4.496,25 

S 7 3.300,25 3.514,69 3.728,04 3.947,44 4.112,26 4.360,64 

S 6 [nicht besetzt] 

S 5 [nicht besetzt] 

S 4 3.169,79 3.374,67 3.561,36 3.688,05 3.810,12 4.002,69 

S 3 3.004,54 3.197,32 3.376,67 3.541,35 3.616,70 3.706,70 

S 2 2.800,85 2.918,93 3.006,27 3.101,13 3.207,79 3.314,47 
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Anlage E       

       

TV-MUL 

Anlage E zu § 15 TV-MUL (Sozialarbeiter) 

(gültig ab 1. August 2026) 

(monatlich in Euro) 

       

Entgelt-
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

S 18 4.696,92 4.816,59 5.409,45 5.854,04 6.520,96 6.928,49 

S 17 4.330,63 4.631,35 5.113,00 5.409,45 6.002,24 6.350,51 

S 16 4.241,97 4.535,03 4.861,06 5.261,20 5.705,81 5.972,60 

S 15 4.092,12 4.371,96 4.668,41 5.009,27 5.557,64 5.794,74 

S 14 4.053,02 4.329,41 4.658,83 4.993,91 5.364,45 5.623,80 

S 13 3.958,14 4.227,46 4.594,30 4.890,68 5.261,20 5.446,46 

S 12 3.947,73 4.216,30 4.567,80 4.879,01 5.264,36 5.427,38 

S 11b 3.895,54 4.160,28 4.346,29 4.820,56 5.191,05 5.413,37 

S 11a 3.827,02 4.085,59 4.270,02 4.742,50 5.113,00 5.335,31 

S 10 [nicht besetzt] 

S 9 3.630,44 3.867,98 4.145,86 4.557,12 4.946,14 5.246,24 

S 8b 3.560,98 3.793,58 4.071,48 4.480,96 4.868,13 5.164,95 

S 8a 3.491,89 3.719,44 3.956,94 4.186,04 4.410,00 4.645,50 

S 7 3.409,80 3.631,35 3.851,78 4.078,46 4.248,76 4.505,38 

S 6 [nicht besetzt] 

S 5 [nicht besetzt] 

S 4 3.275,00 3.486,69 3.679,57 3.810,46 3.936,59 4.135,55 

S 3 3.104,27 3.303,45 3.488,75 3.658,89 3.736,74 3.829,74 

S 2 2.893,82 3.015,82 3.106,06 3.204,06 3.314,27 3.424,48 
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Anlage P       

       

TV-MUL 

Anlage P zu § 15 TV-MUL 

(gültig ab 1. Juli 2025) 

(monatlich in Euro) 

       

Entgelt-
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

P 16   5.046,35  5.215,71  5.762,57  6.400,05  6.681,25  

P 15   4.942,58  5.097,57  5.485,07  5.948,82  6.125,92  

P 14   4.828,20  4.979,46  5.357,57  5.871,31  5.965,06  

P 13   4.713,85  4.861,35  5.230,07  5.496,31  5.565,07  

P 12   4.485,07  4.625,08  4.975,08  5.190,08  5.290,07  

P 11   4.256,34  4.388,84  4.720,09  4.940,07  5.040,08  

P 10   4.029,73  4.152,97  4.502,59  4.671,32  4.777,58  

P 9   3.844,81  4.029,73  4.152,97  4.390,09  4.490,08  

P 8   3.564,40  3.720,01  3.924,92  4.090,90  4.323,04  

P 7   3.380,54  3.564,40  3.850,54  3.996,20  4.146,25  

P 6 2.901,14  3.069,58  3.239,14  3.599,78  3.691,71  3.865,06  

P 5 2.799,72  3.030,02  3.097,72  3.210,85  3.295,72  3.495,10  
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Anlage P       

       

TV-MUL 

Anlage P zu § 15 TV-MUL 

(gültig ab 1. August 2026) 

(monatlich in Euro) 

       

Entgelt-
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

P 16   5.213,84  5.388,82  5.953,84  6.612,48  6.903,01  

P 15   5.106,63  5.266,76  5.667,12  6.146,27  6.329,25  

P 14   4.988,46  5.144,74  5.535,40  6.066,20  6.163,05  

P 13   4.870,31  5.022,70  5.403,67  5.678,74  5.749,79  

P 12   4.633,93  4.778,60  5.140,21  5.362,34  5.465,66  

P 11   4.397,61  4.534,51  4.876,76  5.104,04  5.207,37  

P 10   4.163,48  4.290,82  4.652,04  4.826,38  4.936,16  

P 9   3.972,43  4.163,48  4.290,82  4.535,80  4.639,11  

P 8   3.682,70  3.843,49  4.055,20  4.226,68  4.466,54  

P 7   3.492,75  3.682,70  3.978,34  4.128,84  4.283,87  

P 6 2.997,43  3.171,47  3.346,65  3.719,26  3.814,24  3.993,34  

P 5 2.892,64  3.130,60  3.200,54  3.317,42  3.405,11  3.611,10  
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Übergangsregelungen zu § 12 und § 15 Absatz 3 

Für die Anwendung der neuen Entgeltordnung zum TVöD (VKA) ab Oktober 2017 werden 
folgende Übergangsregelungen vereinbart: 

1. Grundsatz  

 (1) 1Für die Beschäftigten im Geltungsbereich des TV-CTK gelten ab dem 1. Oktober 2017 
für Eingruppierungen § 12 TV-CTK in Verbindung mit der anzuwendenden Anlage 1 - Entgelt-
ordnung (VKA) zum TVöD. 2Diese Beschäftigten sind zum 1. Oktober 2017 gemäß den nach-
folgenden Regelungen in die anzuwendenden Regelungen der Anlage 1 - Entgeltordnung 
(VKA) übergeleitet. 3Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst werden abweichend von 
der Anlage 1 - Entgeltordnung (VKA) nach den Allgemeinen Tätigkeitsmerkmalen (Teil A Ab-
schnitt I Ziffer 2 der Anlage 1 - Entgeltordnung (VKA) eingruppiert. 

 (2) 1Mit der Änderung des § 12 TV-CTK in Verbindung mit der anzuwendenden Anlage 1 - 
Entgeltordnung (VKA) zum TVöD treten die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale für Beschäftigte 
mit handwerklichen Tätigkeiten an die Stelle der bisherigen Oberbegriffe im Lohngruppen-
verzeichnis (Tarifvertrag zu § 20 Abs. 1 BMT-G-O). 2Soweit Tätigkeitsmerkmale in Lohngrup-
penverzeichnis auf besondere körperliche Belastungen oder besondere Verantwortung ab-
stellen, bleiben diese unberührt. 3Spezielle Eingruppierungsregelungen im Lohngruppen-ver-
zeichnis gelten bis zur Vereinbarung neuer Regelungen fort. 4Die Lohngruppen des Lohngrup-
penverzeichnisses sind gemäß der anzuwendenden Anlage 3 TVÜ-VKA den Entgeltgruppen 
zugeordnet.  

 

2. Besitzstandsregelungen  

 (1) 1Die Überleitung erfolgt unter Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe für die Dauer der 
unverändert auszuübenden Tätigkeit. 2Eine Überprüfung und Neufeststellung der Ein-gruppie-
rungen findet aufgrund der Überleitung in die anzuwendende Entgeltordnung für den Bereich 
der VKA nicht statt. 

Protokollerklärung zu Absatz 1: 

Die bisherige Zuordnung zu der Entgeltgruppe nach dem TVÜ-VKA in der bis zum 30. Septem-
ber 2017 nachwirkend angewendeten Fassung vom 13. September 2005 gilt als Eingruppie-
rung.  

 (2) Hängt die Eingruppierung nach § 12 TV-CTK in Verbindung mit der anzuwendenden An-
lage 1 - Entgeltordnung (VKA) zum TVöD von der Zeit einer Tätigkeit oder Berufsausübung 
ab, wird die vor dem 1. Oktober 2017 zurückgelegte Zeit so berücksichtigt, wie sie zu berück-
sichtigen wäre, wenn § 12 TV-CTK sowie die anzuwendende Anlage 1 - Entgeltordnung (VKA) 
zum TVöD bereits seit dem Beginn des Arbeitsverhältnisses Anwendung gefunden hätten.  

 (3) Beschäftigte, denen am 30. September 2017 aufgrund nachwirkenden Rechts eine per-
sönliche Besitzstandszulage nach der Protokollerklärung zu § 5 Abs. 2 Satz 3 TVÜ-VKA oder 
eine persönliche Zulage nach § 17 Abs. 6 TVÜ-VKA in der Fassung vom 13. September 2005 
zugestanden hat, erhalten eine Besitzstandszulage in Höhe ihrer bisherigen Zulage, solange 
die anspruchsbegründende Tätigkeit unverändert auszuüben ist.  

 (4) 1Soweit an die Tätigkeit in der bisherigen Entgeltgruppe über Absatz 3 hinaus besondere 
Entgeltbestandteile geknüpft waren und diese in der anzuwendenden Anlage 1 - Entgeltord-
nung (VKA) zum TVöD nicht oder in geringerer Höhe entsprechend vereinbart sind, wird die 
hieraus am 1. Oktober 2017 bestehende Differenz unter den bisherigen Voraussetzungen als 
Besitzstandszulage so lange gezahlt, wie die anspruchsbegründende Tätigkeit unverändert 
auszuüben ist und die Voraussetzungen für den besonderen Entgeltbestandteil nach bisheri-
gem Recht weiterhin erfüllt sind. 2Die Differenz verändert sich bei künftigen Entgeltanpassun-
gen um den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Pro-
zentsatz. 
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Protokollerklärung zu Absatz 4:  

Absatz 4 findet auf die Regelung in der Protokollerklärung Nr. 5 des Teils B Abschnitt XI Ziffer 1 
der anzuwendenden Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) und die Protokollerklärungen Nr. 1 Abs. 
2 der Abschnitte A und B der Anlage 1b zum BAT keine Anwendung.  

 (5) Abweichend von Absatz 4 bestimmt sich die Zahlung der Besitzstandszulage für eine Ver-
gütungsgruppenzulage nach § 9 TVÜ-VKA.  

 (6) Bei Veränderungen der individuellen regelmäßigen Arbeitszeit der/des Beschäftigten än-
dert sich in den Fällen der Absätze 3 und 4 die Besitzstandszulage entsprechend.  

 

3.  Höhergruppierungen  

 (1) 1Ergibt sich nach der anzuwendenden Anlage 1 - Entgeltordnung (VKA) zum TVöD eine 
höhere Entgeltgruppe, sind die Beschäftigten auf Antrag in der Entgeltgruppe eingruppiert, die 
sich nach § 12 TV-CTK ergibt. 2Der Antrag kann nur vom 1. September 2017 bis zum 28. Feb-
ruar 2018 gestellt werden (Ausschlussfrist) und wirkt ggf. auf den 1. Oktober 2017 zurück; 
nach dem 1. Oktober 2017 eingetretene Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen 
Entgeltgruppe bleiben bei der Stufenzuordnung nach den Absätzen 2 bis 5 unberücksichtigt. 
3Ruht das Arbeitsverhältnis am 1. September 2017, beginnt die Frist von sechs Monaten nach 
Satz 1 mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. Oktober 2017 zurück.  

 (2) 1Die Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe richtet sich nach den Regelungen für 
Höhergruppierungen (§ 17 Abs. 3 TV-CTK in der bis zum 31. Dezember 2017 geltenden Fas-
sung). 2War die/der Beschäftigte in der bisherigen Entgeltgruppe der Stufe 1 zugeordnet, wird 
sie/er abweichend von Satz 1 der Stufe 1 der höheren Entgeltgruppe zugeordnet; die bisher 
in Stufe 1 verbrachte Zeit wird angerechnet.  

 (3) 1Sind Beschäftigte, die eine Besitzstandszulage nach § 9 TVÜ-VKA erhalten, auf Antrag 
nach Absatz 1 höhergruppiert, entfällt die Besitzstandszulage - ggf. rückwirkend - ab dem 
1. Oktober 2017. 2Abweichend von Absatz 2 Satz 1 wird für die Anwendung des § 17 Abs. 3 
Satz 1 und 2 TV-CTK in der bis zum 31. Dezember 2017 geltenden Fassung zu dem jeweiligen 
bisherigen Tabellenentgelt die wegfallende Zulage hinzugerechnet und anschließend der Un-
terschiedsbetrag ermittelt.  

(4) 1Sind Beschäftigte, die eine Besitzstandszulage nach Ziffer 2 Abs. 3 erhalten, auf Antrag 
nach Absatz 1 höhergruppiert, entfällt die Besitzstandszulage rückwirkend ab dem 1. Oktober 
2017. 2Ergibt sich durch die Höhergruppierung die Zuordnung zu einer niedrigeren Stufe als 
in der bisherigen Entgeltgruppe, wird abweichend von Absatz 2 Satz 1 die in der bisherigen 
Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit auf die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe ange-
rechnet. 3Ist dadurch am Tag der Höhergruppierung in der höheren Entgeltgruppe die Stufen-
laufzeit zum Erreichen der nächsthöheren Stufe erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren Stufe 
die Stufenlaufzeit neu. 4Ziffer 2 Abs. 4 findet keine Anwendung.  

 (5) 1Sind Beschäftigte, die eine Besitzstandszulage nach § 9 TVÜ-VKA und eine Besitz-
standszulage nach Ziffer 2 Abs. 3 erhalten, auf Antrag nach Absatz 1 höhergruppiert, entfallen 
beide Besitzstandszulagen - ggf. rückwirkend - ab dem 1. Oktober 2017. 2Abweichend von 
Absatz 2 Satz 1 werden für die Anwendung des § 17 Abs. 3 Satz 1 und 2 TV-CTK zu dem 
jeweiligen bisherigen Tabellenentgelt die beiden wegfallenden Besitzstandszulagen hinzuge-
rechnet und anschließend der Unterschiedsbetrag ermittelt. 3Ergibt sich durch die Höhergrup-
pierung die Zuordnung zu einer niedrigeren Stufe als in der bisherigen Entgelt-gruppe, wird 
abweichend von Absatz 2 Satz 1 die in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit auf 
die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe angerechnet. 4Ist dadurch am Tag der Höher-
gruppierung in der höheren Entgeltgruppe die Stufenlaufzeit zum Erreichen der nächsthöhe-
ren Stufe erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren Stufe die Stufenlaufzeit neu. 5Ziffer 2 Abs. 4 
findet keine Anwendung.  
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4. Besondere Überleitungsregelungen  

 (1) Beschäftigte mit einem Anspruch auf die bisherige Zulage nach dem nachwirkenden § 17 
Abs. 8 TVÜ-VKA sind stufengleich und unter Mitnahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stu-
fenlaufzeit in die Entgeltgruppe 14 übergeleitet.  

 (2) Beschäftigte der Entgeltgruppe 9, für die keine besonderen Stufenregelungen gelten, sind 
stufengleich und unter Mitnahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Ent-
geltgruppe 9b übergeleitet. 

 (3) 1Beschäftigte der Entgeltgruppe 9, für die bisher die Stufe 5 Endstufe war, sind unter Mit-
nahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Stufe der Entgeltgruppe 9a über-
geleitet, deren Betrag dem Betrag ihrer bisherigen Stufe entspricht. 2Ist bei Beschäftigten, die 
am 30. September 2017 der Stufe 4 zugeordnet sind, bei der Überleitung am 1. Oktober 2017 
in die Entgeltgruppe 9a die Stufenlaufzeit zum Erreichen der Stufe 5 erfüllt, werden sie der 
Stufe 5 zugeordnet. 3Ist in der bisherigen Stufe 4 eine über vier Jahre hinausgehende Stufen-
laufzeit zurückgelegt, wird die darüber hinaus zurückgelegte Stufenlaufzeit auf die Stufenlauf-
zeit in der Stufe 5 der Entgeltgruppe 9a angerechnet.  

Protokollerklärung zu den Absätzen 2 und 3:  

Die Zuordnung zu einer individuellen Zwischen- oder Endstufe bleibt unberührt.  

 (4) Beschäftigte der Entgeltgruppe 9, für die bisher die Stufe 4 Endstufe war, sind stufen-
gleich und unter Mitnahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Entgelt-
gruppe 9a übergeleitet. 

 (5) Fallen am 1. Oktober 2017 ein Stufenaufstieg und die Höhergruppierung nach Ziffer 3 Abs. 
1 zusammen, erfolgt erst der Stufenaufstieg und anschließend die Höhergruppierung.  

 (6) 1Bei Höhergruppierungen nach Ziffer 3 Abs. 1 wird der Unterschiedsbetrag zum bisherigen 
Entgelt auf den Strukturausgleich nach § 12 TVÜ-VKA angerechnet. 2Dies gilt auch für Höher-
gruppierungen in die Entgeltgruppe 9c. 3Eine Überleitung in die Entgeltgruppen 9a, 9b oder 
14 nach den Absätzen 1 bis 4 gilt nicht als Höhergruppierung. 

 

5. Überleitung in die neue Anlage P (Pflegepersonal) 

1Das unter die Anlage B fallende Pflegepersonal ist stufengleich und unter Mitnahme der je-
weils in der Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit  

von der Entgeltgruppen der Anlage B  in die Entgeltgruppen der Anlage P  

12a      P 16  

11b      P 15  

11a      P 14  

10a      P 13  

  9d      P 12  

  9c      P 11  

  9b      P 10  

  9a      P   9  

  8a      P   8  

  7a      P   7  

  4a      P   6  

  3a      P   5  

übergeleitet.  
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2Aus der Stufe 1 der Entgeltgruppen 7a und 8a erfolgt die Überleitung in die Stufe 2 der Ent-
geltgruppe P 7 bzw. P 8 der Anlage P unter Mitnahme der in der Stufe 1 zurückgelegten Stu-
fenlaufzeit. 3Erfolgt die Überleitung aus der Stufe 2 der Entgeltgruppen 7a oder 8a, wird die 
Stufenlaufzeit der Stufe 1 auf die Stufenlaufzeit der Stufe 2 der Entgeltgruppe P 7 bzw. P 8 
der Anlage P angerechnet. 4Ist durch eine Verkürzung der Stufenlaufzeit in der Anlage P am 
1. Oktober 2017 die Stufenlaufzeit zum Erreichen der nächsthöheren Stufe der jeweiligen Ent-
geltgruppe erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren Stufe die Stufenlaufzeit neu. 5Haben am 
30. September 2017 einer der Entgeltgruppen 9a bis 11a der Anlage B zugeordnete Beschäf-
tigte in der Stufe 5 ihrer Entgeltgruppe eine Stufenlaufzeit von mindestens fünf Jahren zurück-
gelegt, erfolgt die Zuordnung zu der Stufe 6 der Entgeltgruppe der Anlage P, in die sie gemäß 
Satz 1 übergeleitet werden. 6Ziffer 3 Abs. 1 und 2 bleibt unberührt.  

 

 

Übergangsvorschriften 1. August 2021 

 

§ 1 Übernahme der Tabellenstruktur des TVöD-K  

(1) Die Tabellenstrukturen des TVöD (Entgeltgruppen, Entgeltstufen) werden mit Wirkung vom 
1. August 2021 übernommen.  

(2) Beschäftigte der Entgeltgruppe 9a Stufe 5, die am 1. August 2021 eine Stufenlaufzeit von 
mindestens fünf Jahren in Stufe 5 absolviert haben, werden der Stufe 6 zugeordnet.  

(3) Beschäftigte der Entgeltgruppe 1 Stufe 4, die am 1. August 2021 eine Stufenlaufzeit von 4 
Jahren in der Stufe 4 absolviert haben, werden der Stufe 5 zugeordnet. Beschäftigte der Ent-
geltgruppe 1 Stufe 4, die am 1. August 2021 eine Stufenlaufzeit von 8 Jahren in der Stufe 4 

ab vier absolviert haben, werden der Stufe 6 zugeordnet. 


